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Eine Frage der  
Gerechtigkeit

Z
wischen Monopoly und Wirklichkeit liegt 

heute oft nur noch ein Kontostand. Während 
einige Vermögen wachsen, als gäbe es keine 
Grenzen mehr, kämpfen andere mit steigen-

den Mieten, unsicheren Jobs oder der Angst vor so-

zialem Abstieg. Die Schere zwischen Reich und Arm 
ist längst keine abstrakte Statistik mehr. Sie prägt 
den Alltag, die politische Debatte und das gesell-
schaftliche Klima. Dass Deutschland zu den Ländern 
mit den meisten Millionären und Milliardären zählt, 
wirkt auf den ersten Blick wie ein Zeichen wirtschaft-

licher Stärke. Gleichzeitig besitzt jedoch ein großer 
Teil der Bevölkerung kaum Rücklagen. Wer wenig 
hat, spürt Krisen sofort. Wer viel besitzt, bleibt oft 
unangetastet. Diese Ungleichheit verändert nicht 
nur Vermögen, sondern auch Chancen, Einfluss und 
Vertrauen in die Demokratie.

Vor diesem Hintergrund erscheinen die Reformen 
der Grundsicherung wie ein gesellschaftlicher Rich-

tungsentscheid. Der politische Ton wird schärfer, 
der Druck auf Erwerbslose wächst. Härtere Sank-

tionen, strengere Vorgaben und eine Debatte, die 
häufig mehr über Misstrauen als über soziale Si-
cherheit spricht, werfen Fragen auf: Wie solidarisch 
ist ein Sozialstaat, der vor allem Kontrolle organi-
siert? Und warum wird Armut oft moralisch be-

wertet, Reichtum dagegen selten hinterfragt? Wer 
soziale Gerechtigkeit ernst nimmt, muss beides 
zusammendenken. Die Lebensrealität derjenigen, 
die Unterstützung benötigen, und die Verantwor-
tung derjenigen, die von gesellschaftlichem Wohl-
stand besonders profitieren.

Auch die Arbeitswelt erzählt von dieser Ent-

wicklung. Bürokratische Hürden erschweren Hilfe, 
Erntehelferinnen und Erntehelfer arbeiten unter 
prekären Bedingungen, Integrationspolitik droht 
wieder stärker ideologisch geprägt zu werden. 
Gleichzeitig hält künstliche Intelligenz Einzug in Un-

ternehmen und Verwaltungen. Technischer Fort-
schritt verspricht Effizienz, wirft aber neue Fragen 
nach Menschlichkeit, Mitbestimmung und sozialer 
Sicherheit auf. Nicht jede Rationalisierung bedeu-

tet Fortschritt. Vor allem dann nicht, wenn sie den 
Menschen aus dem Blick verliert.

Wie eng wirtschaftliche Macht und gesellschaftli-
cher Einfluss zusammenhängen, zeigt sich schließlich 
auch vor Ort. Die geplante Übernahme der „Westfä-

lischen Nachrichten“ steht beispielhaft für eine Ent-
wicklung, die weit über Münster hinausweist. Me-

dienkonzentration mag ökonomisch nachvollziehbar 
sein, demokratisch bleibt sie problematisch. Eine 
vielfältige Öffentlichkeit lebt von unterschiedlichen 
Stimmen, kritischer Distanz und regionaler Verwur-
zelung. Wenn Medienlandschaften ausgedünnt wer-
den, verliert nicht nur der Journalismus an Vielfalt, 
sondern auch die Gesellschaft an Debattenraum.

Diese Ausgabe verbindet deshalb soziale Fragen, 
wirtschaftliche Macht und demokratische Verant-
wortung. Sie blickt auf Ungleichheit, Arbeitsbedin-

gungen, Wohnungsnot und Medienwandel. Also 
auf Themen, die oft getrennt diskutiert werden, in 
Wahrheit aber eng zusammengehören. Denn die 
entscheidende Frage lautet nicht nur, wie Wohl-
stand verteilt ist. Sondern auch, welche Gesell-
schaft daraus entsteht.

 Christoph Theligmann
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Der Druck auf Langzeitarbeitslose 
wird steigen, denn es drohen härtere 
Sanktionen, auch strengere Regeln 
für Wohnungskosten. Das ist erst der 
Anfang. Weitere Reformen sollen fol-
gen. Fragen und Antworten zur neuen 
Grundsicherung ab Juli 2026.
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Die Welt ist (k)ein Monopoly

Wir leben in einer der ungleichsten Demokratien der Welt. 
Hier in Deutschland gibt es die viertmeisten Milliardäre  
und die drittmeisten Millionäre. Während die Hälfte der  
Bevölkerung über kein nennenswertes Vermögen verfügt. 
Was macht diese Ungleichheit mit der Gesellschaft?  
Auf diese Frage haben Forschende erstaunlich deutliche 
Antworten gefunden. 
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Wir leben in einer der ungleich‑

sten Demokratien der Welt. Hier 
in Deutschland gibt es die viert‑

meisten Milliardäre und die dritt‑

meisten Millionäre. Während die 

Hälfte der Bevölkerung über kein 
nennenswertes Vermögen verfügt. 
Was macht diese Ungleichheit mit 

der Gesellschaft? Auf diese Frage 
haben Forschende erstaunlich 

deutliche Antworten gefunden. 

Im Jahre 2013 führte der Professor 
für Sozialpsychologie Paul Piff ein 

interessantes Experiment an der 
Universität Berkeley durch. Es ging um 
die Frage, wie sich Reichtum und Pri-
vilegien auf den Charakter eines Men-

schen auswirken. Zu diesem Zweck 
ging er einen ungewöhnlichen Weg: Er 
ließ die Probanden Monopoly spielen. 
Die Ergebnisse waren verblüffend. So 
viel sei schon mal verraten. 

Nun wurde Monopoly aber nicht so 
gespielt, wie wir es kennen: Alle ha-

ben das gleiche Startgeld und das 
Spiel entscheidet sich wesentlich 

über Würfelglück und ein wenig Tak-

tik. Paul Piff ließ das Spiel realistischer 
starten. Jeweils zwei Spielende tra-

ten gegeneinander an. Allerdings wa-

ren die Startbedingungen sehr unter-
schiedlich. Die einen Spieler erhielten 
jedes Mal beim Überqueren der LOS-
Linie das doppelte Gehalt und hatten 
zudem einen zweiten Würfel, so dass 
sie viel mehr Spielzüge machen konn-

ten. Die anderen hatten diese Vortei-
le nicht. 

Die Startbedingungen der jewei-
ligen Parteien waren also von An-

fang an grundverschieden. Für den 
Spielerfolg hatte dies entscheidende 
Folgen. 

Die Welt ist (k)ein

Monopoly
Wie große Vermögen die Gesellschaft spalten

Von Norbert Attermeyer

_  T I T E L 
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Unter den reichen  
Spielern war dominantes 
Verhalten häufiger

Individuelle Fähigkeiten, Glück oder 
Talent hatten jetzt keinerlei Bedeu-

tung mehr. Die „armen“ Spieler hat-
ten von vornherein keine Chance auf-
zuholen, geschweige denn dieses Spiel 
zu gewinnen. Dies war allen Beteilig-

ten klar. Aber wie das bei dem Spiel 
Monopoly so ist, vergaßen die Spie-

lenden schnell diesen Umstand und 
gingen ganz im Spiel auf. Und hierbei 
machten Paul Piff und sein Team er-
staunliche Entdeckungen. Schon nach 
kurzer Zeit fühlten sich die reichen 
Spieler:innen regelrecht beflügelt. 

>> Der reiche Spieler be­

gann sich lauter auf dem 

Brett zu bewegen und wäh­

rend der Züge regelrecht 

mit seiner Spielfigur auf das 
Spielbrett einzuhämmern. 
Unter den reichen Spielern 

war dominantes Verhalten 
häufiger, sie legten Machtge­

habe an den Tag und  

jubelten öfter. <<
(Paul Piff, Sozialpsychologe)

Sie begannen damit, ihre Überle-

genheit regelrecht zu demonstrieren: 
Sie zählten laut ihr Geld und spielten 
ihre Züge betont langsam. Auf dem 
Tisch hatte das Team von Paul Piff je-

weils eine Schale mit Salzbrezeln plat-
ziert. Und sie machten die Beobach-

tung, dass die reichen Spieler:innen 
sich dort großzügig bedienten, wäh-

rend die armen sich eher zurückhiel-
ten. Je länger das Spiel dauerte, desto 
unhöflicher wurden die reichen Spie-

ler:innen gegenüber den armen Spie-

ler:innen. Sie machten sich über die Si-
tuation der „Armen“ lustig und gaben 
mit ihrem eigenen Reichtum an. Es fie-

len Sätze wie „Bald geht dir das Geld 
aus!“ Und: „Du schuldest mir Geld!“

Die reichen Spieler:innen 
schienen völlig vergessen  
zu haben, dass das Spiel von 
vornherein gezinkt war

Richtig interessant wurde dann aber 
die anschließende Befragung durch 
Paul Piff und sein Team: Die reichen 
Spieler:innen schienen völlig verges-

sen zu haben, dass das Spiel von vorn-

herein gezinkt war und dass sie gar 
nicht verlieren konnten. Denn nur 
durch Zufall waren sie mit den ent-
scheidenden Vorteilen und Privilegien 
ausgestattet worden. 

Paul Piff zu diesem Ergebnis: „Als die 
reichen Spielenden darüber redeten, 
weshalb sie das gezinkte Monopoly-
Spiel zwangsläufig gewonnen hatten, 
sprachen sie davon, was sie alles unter-
nommen hatten, um die verschiedenen 
Grundstücke zu kaufen und in diesem 
Spiel erfolgreich zu sein. Und das ist ein 
wirklich, wirklich unglaublicher Einblick 
in die Art und Weise, wie Vorteile vom 
Verstand bewertet werden.“ 

Dem Monopoly-Experiment folg-

ten noch dutzende andere Studien, 
in denen Paul Piff seiner Ausgangsfra-

ge nachging „Was macht Reichtum mit 
den Menschen?“ Er kam immer wie-

der zu dem gleichen Ergebnis: Mit zu-

nehmendem Reichtum nimmt die Fä-

higkeit Mitgefühl zu entwickeln ab. Da-

rüber täuschen dann auch die gerne zu 
Weihnachten stattfindenden steuerlich 
absetzbaren Charitiy-Galas nicht hin-

weg. Zudem fand er in Befragungen he-

raus, dass bei reichen Menschen Geiz 
eher als etwas Positives bewertet wird. 

Diese Ergebnisse lassen erahnen, 
dass Nachsicht und Empathie für die 
Situation des wirtschaftlich schlechten 
gestellten Teils der Bevölkerung von 
der besitzenden Seite schwerlich er-
wartet werden kann. 

Vor diesem Hintergrund ist eben-

falls interessant, was die promovier-
te Politikwissenschaftlerin Martyna Li‑

nartis an der Freien Universität Ber-
lin bezüglich Vermögensverhältnissen 
in Deutschland herausfand: „Wir le-

ben schon lange nicht mehr in einer 
Leistungsgesellschaft, sondern in 
einer Erbengesellschaft. Über 50 Pro-

zent der Vermögen in Deutschland 
sind nicht erarbeitet worden, sondern 
schlicht vererbt.“ Einhergehend damit 
konzentriert sich das große Geld auf 
immer weniger Menschen, während 
immer mehr Menschen über gar kein 
Vermögen verfügen. 

Auch in Europa gehört 
Deutschland zu den  
Spitzenreitern in Sachen 
Ungleichheit

Bereits im Jahr 2021 verfügten die 
obersten 10 Prozent der Haushal-
te über 56 Prozent des Gesamtver-
mögens in Deutschland. Während 50 
Prozent der Haushalte über keinerlei 
nennenswertes Vermögen verfügten. 
Auf Monopoly übertragen heißt dies, 
dass die reiche Gruppe von der Wie-

ner Straße bis zur Schlossallee bereits 
alles besitzt, bevor es überhaupt los 
geht. Während die Ärmeren besten-

falls mit der Badstraße vorliebnehmen 
müssten. Laut dem Bundesamt für 
Statistik zählt Deutschland im europäi-
schen Vergleich zu den Spitzenreitern 

in Sachen Ungleichheit. Die Entwick-

lung hin zu immer größerer Ungleich-

heit schreitet weiter voran. Dies könn-

te sich noch zu einem wahren Fluch 
entwickeln. 

In ihrem Buch „Unverdiente Un-

gleichheit“ kommt Martyna Linartis 

zu folgender Erkenntnis: „Beim obers-

ten Prozent (der Bevölkerung) wird 
es interessant: Einkommen, die nicht 
aus Arbeit bestehen, werden in unse-

rem Steuersystem seit drei Jahrzehn-

ten stark privilegiert. Während eine 

>> Wir leben schon  
lange nicht mehr in einer 

Leistungsgesellschaft,  
sondern in einer Erben- 
gesellschaft. <<
(Martyna Linartis  
Politkwissenschaftlerin)

 T I T E L
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Mittelschichtfamilie 43 Prozent Steuern 
und Abgaben auf ihr Einkommen zahlt, 
sind es bei Multimillionär:innen 29 Pro-

zent und bei Milliardär:innen nur noch 
26 Prozent.“ 

Was diese Ungerechtigkeit mit der 
Gesellschaft und ihren Menschen 
macht, dazu haben auch die Wissen-

schaftler Richard Wilkinson und Kate 

Pickett geforscht. Richard Wilkinson, 
Professor für Sozial-Epidemiologie an 
der Universität Nottingham, und Kate 
Pickett, Professorin für Epidemiologie 
an der Universität York fanden in ihren 
Studien heraus, dass nicht das durch-

schnittliche (statistische) Wohlstands-

niveau entscheidend ist für eine sozial 
intakte Gesellschaft, sondern allein 
die Einkommensverteilung.  

Die USA haben eine um das 
Zwölffache höhere Mordrate 
als das eher egalitäre Japan

Die Forschenden fanden heraus, dass 
beispielsweise die Lese-Schreib-Kom-

petenz von Schüler:innen auch da-

von abhängt, in welchem Land sie auf-
wachsen. In einer eher egalitären Ge-

sellschaft wie Finnland sind die Ergeb-

nisse deutlich besser als in den USA, 
obwohl dort das Durchschnittseinkom-

men rein statistisch höher ist. 

Sehr deutlich und nachhaltig lässt 
sich auch der Zusammenhang zwi-
schen Ungleichheit und Gewalt be-

legen. Die USA haben eine um das 
Zwölffache höhere Mordrate als das 
eher soziale Japan. Wilkinson und Pi‑

ckett haben in ihrem Buch „Gleichheit 

ist Glück“ umfangreich dargelegt, dass 
das wirtschaftliche Auseinanderdrif-
ten in einer Gesellschaft die Ursache 
ist für den Anstieg von Gewalt und Kri-
minalität, sowie von sozialer Verwahr-
losung. Das Deutsche Ärzteblatt äu-

ßert sich so zu den Erkenntnissen der 
Wissenschaftler: „Das Votum für eine 
gerechtere Gesellschaft wird einleuch-

tend begründet und stützt sich auf be-

eindruckendes Datenmaterial … Das 
Magazin New Statesman hat es als 
eines der zehn wichtigsten Bücher der 
Dekade bezeichnet.“

Die Tagespolitik versucht derweil die 
Folgen sozialer Ungleichheit mit ver-
schiedenen Maßnahmen zu bekämp-

fen. So gab es Programme zur Eindäm-

mung von Kriminalität und zur Ge-

waltprävention, Schulen boten Kon-

fliktlösungstraining an. Fettleibigkeit 
wurde mit Sportinitiativen bekämpft. 
Allein, dieses Engagement bewirkt am 
Ende häufig sehr wenig. Nach Über-
zeugung von Wilson und Pickett kann 
dies alles nicht funktionieren, weil es 
nicht an die Wurzel geht. Das wäre 
als würde man bei Masern weiße Sal-
be für die roten Flecken und Kaffee 
gegen die Müdigkeit verschreiben. 

Die eigentliche Krankheit, die es aus-

zukurieren gilt, ist die ungleiche Ge-

sellschaft. Erst wenn das grundle-

gende Problem gelöst ist, so Wilkin‑

son und Pickett, wird es auch gelin-

gen die daraus folgenden Missstände 
wie hohe Kriminalität und mangelnde 
Gesundheitsvorsorge in den Griff zu 
bekommen.  

Dafür braucht es keine Revolution: 
„It doesn´t take a revolution to do 
things right.“ Es müssen nur die poli-
tisch richtigen Entscheidungen her. 
Keine weiteren Steuersenkungsor-
gien und Einsparungen im Sozialbe-

reich. Diese Politik kann nicht funktio-

nieren und sie leistet keinen Beitrag 
zur Bekämpfung der Ungleichheit. Ein 
armer Staat ist nur für Reiche attrak-

tiv. Obwohl: Die Wissenschaftler fan-

den in ihren Studien heraus, dass in 
einer ungleichen Gesellschaft auch 
die Reichen unglücklicher sind. Es ist 
eben unwahrscheinlich, dass wohlha-

bende Gruppen von Phänomenen wie 
erhöhte Gewaltbereitschaft, Alkoho-

lismus und Drogensucht völlig unbe-

rührt bleiben. Außerdem lebt es sich 
auf Dauer nicht so gut, wenn der eige-

ne Reichtum mit einem Stacheldraht-
zaun und Sicherheitspersonal einge-

zäunt werden muss. 

Was gebraucht wird sind 
höhere Steuern auf große 
Vermögen und Einkommen
Nein, was jetzt gebraucht wird – und 

das ist auch die Forderung der Wissen-

schaftler – sind höhere Steuern und 
Abgaben für die großen Vermögen und 
die Bestverdienenden. Eine aktuelle 
Umfrage der ARD belegt, wie wichtig 
den Menschen in Deutschland dieses 
Thema ist. 81 (!) Prozent der Befragten 
finden, der wirtschaftliche Wohlstand 
in diesem Land sei ungerecht verteilt. 
61 Prozent der Befragten sprachen sich 

Nicht das durch­

schnittliche (statis­

tische) Wohlstands­

niveau ist entscheidend für 

eine sozial intakte Gesell­
schaft, sondern allein die 
Einkommensverteilung

Foto: Agneta Becker
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dafür aus, die Steuer auf hohe Erb-

schaften anzuheben. Eine Rückkehr zur 
Vermögenssteuer, die seit 1997 ausge-

setzt ist, halten 64 Prozent der Befrag-

ten für richtig. Beides wird übrigens 
von der AfD und ihren Wähler:innen 
vehement abgelehnt. Trotzdem ist die-

ses Thema in der herrschenden Poli-
tik nicht sehr beliebt. Hinter vorgehal-
tener Hand werden Vermögensteuer 
und Erbschaftssteuer als „Loser“-The-

men begriffen. In einem Beitrag aus 
Berlin berichtete die Tagesschau bei 
diesem Thema von einer konkreten 
Angst vor einer schlechten Presse. Hier 
nur zur Erinnerung: Fünf reiche Fami-

lien beherrschen den gesamten Me-

dienmarkt in Deutschland und in die-

sen Kreisen sind die Themen Vermö-

genssteuer und Erbschaftsteuer ver-
ständlicherweise äußerst unbeliebt. 
Dann doch lieber neue Geschichten 
zum Missbrauch beim Bürgergeld. Das 
geht doch immer. 

Wenn man merkt:  
Wahnsinn, zwei Familien 
besitzen mehr als 40 Mil‑
lionen Menschen in 
Deutschland …

Am Ende wird man aber um einen Bei-
trag der Vermögenden nicht herum-

kommen. Damit dies auch geschieht, 
hilft allein Aufklärung. Die Politikwis-

senschaftlerin Linartis bringt es in 
einem Interview mit der BISS aus Mün-

chen so auf den Punkt: „Wenn man 
merkt: Wahnsinn, zwei Familien besit-
zen mehr als die Hälfte (der Bevölke-

rung), mehr als 40 Millionen Menschen 
in Deutschland, dann fängt man an zu 
überlegen: Ach, vielleicht liegt das Pro-

blem ja gar nicht bei den Migrant:innen 
oder bei den Menschen im Bürgergeld, 
sondern bei einer Politik, die zuguns-

ten der Reichsten gemacht wird.“ Was 
gebraucht wird, ist der Einstieg in eine 

Studie: Piff, Stancato, Côté, Mendoza­
Denton, Keltner,  Social class predicts 
increased unethical behavior (2012), 
PNAS Vol. 109

Martyna Linartas, Unverdiente 
Ungleichheit – Wie der Weg aus der 
Erbengesellschaft gelingen kann,  
2025, Rowohlt Verlag Hamburg

Kate Pickett, Richard Wilkinson, 
Gleichheit ist Glück – Warum gerechte 
Gesellschaften für alle besser sind,  
E-Book 2012, Haffmans & Tolkemitt

wirklich solidarische Gesellschaft. Es 
muss nun einmal Schluss sein mit dem 
Lamentieren der Reichsten. Die Welt 
ist kein Monopoly. Empathie ist erlern-

bar auch für Superreiche. 

Monopoly, wie alles begann

Übrigens, wurde Monopoly von einer 
Frau erfunden. Elizabeth Magie hieß 
sie, und sie war es, die mit dem Spiel 
Kapitalismuskritik verbunden hatte. 
„The Landlord´s Game“ sollte zeigen, 
dass Monopole und die Konzentration 
von Geld und Land sich negativ auf die 
Gesellschaft auswirken. Gedacht war 
ihr Spiel als eine Lektion in Sachen wirt-
schaftlicher Ungleichheit. 1904 meldete 
sie das Spiel zum Patent an. Jahre spä-

ter hat Charles Darrow davon erfah-

ren und kaufte ihr das Patent zu einem 
Spottpreis ab. Er wurde damit später 
Millionär. Aber nur durch eine wesent-
liche Änderung: Er gestaltete das Brett-

spiel um, zugunsten eines ganz neu-

en Ziels, nämlich schnell reich zu wer-
den. Ein Traum, der die Realität in den 
Schwitzkasten nimmt.

Foto: Agneta Becker
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Eine Demokratie, die sich selbst 
treu bleibt, braucht nicht nur 
freie Wahlen, sondern auch fai-
re Startbedingungen für ihre 

Bürger. Der Blick in die Vereinigten 
Staaten zeigt jedoch ein anderes Bild: 
Dort konzentriert sich Macht immer 
stärker in den Händen einiger weni-
ger Ultrareicher, deren Vermögen poli-
tische Entscheidungen, öffentliche De-

batten und sogar das Sicherheitsgefühl 
ganzer Gesellschaften prägt. Reichtum 

wird zur Eintrittskarte in den Maschi-
nenraum der Demokratie – und zur 
Austrittskarte aus jeder gemeinsamen 
Verantwortung.

Yachten, Bunker und die 
Flucht aus der Gesellschaft

Besonders sichtbar wird dieser neue 
Extremreichtum in schwimmenden Pa-

lästen: Gigayachten, die mehr kosten als 
die teuersten Immobilien und bedeu-

tendsten Kunstwerke und mit IMAX-Ki-
nos, Kryosaunen und Helikopterlande-

plätzen ausgestattet sind. Sie stehen 
für einen radikalen Rückzug aus der Öf-
fentlichkeit; wer an Bord ist, entschei-
det selbst, wen er noch sehen will – und 
entzieht sich zugleich staatlicher Kontrol-
le und moralischer Beobachtung. Berich-

te über Demütigungen und Ausbeutung 
des Personals unterstreichen, wie sehr 
hier eine eigene Welt entstanden ist, in 
der andere Regeln gelten als an Land.

Wie Supervermögen die USA aushöhlen –  
und was Europa daraus lernen muss  

Von Christoph Theligmann

Wenn Reichtum  
Demokratie frisst

In den USA hat sich Geld zur 

mächtigsten politischen Kraft 
entwickelt. Luxus‑Yachten, 

Schutzbunker und Milliarden‑

spenden stehen für eine Elite, 

die sich von der Gesellschaft 
abkoppelt. Europa hat noch 

die Chance, diesen  

Weg nicht zu kopieren.

Collage: Agneta Becker
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Dazu kommen Luxus-Bunker, ausge-

stattet wie Privatresorts, mit denen 
sich die Reichsten auf den vermeint-
lich unausweichlichen gesellschaftli-
chen Kollaps vorbereiten. Auffällig ist: 
Viele dieser Menschen erkennen die 

Spannungen, die ihre eigene Ungleich-

heit mitproduziert – aber statt in Bil-
dung, Umschulung oder soziale Siche-

rung zu investieren, perfektionieren sie 
ihre Fluchtwege. Politik erscheint ih-

nen nicht mehr als gemeinsames Pro-

jekt, sondern als Risiko, vor dem man 
sich schützt.

Der digitale Reichtum

Auch im digitalen Raum zeigt sich 
diese Machtverschiebung. Führungs-

figuren großer Plattformkonzerne wis-

sen, dass Desinformation und Hass-

kampagnen reale Opfer fordern, wä-

gen die Folgen aber gegen das Wachs-

tum ihrer Unternehmen ab. So ent-
steht eine neue Art politischer Verant-
wortungslosigkeit: Entscheidungen mit 
globalen Auswirkungen werden als be-

triebswirtschaftliche Abwägungen be-

handelt, während sich die öffentli-
che Debatte auf das staunende Beob-

achten von Vermögen und Visionen 
beschränkt.

Steuern, einst ein Instrument, um das 
Gemeinwesen zu finanzieren und Un-

gleichheit zu begrenzen, sind für die 
Superreichen zu einem Spiel gewor-

den. Mit teuren Beratern und politi-

schem Einfluss gelingt es ihnen, ihre 

Abgabenlast immer weiter zu senken. 
Gleichzeitig fließen gewaltige Sum-

men in Wahlkämpfe, die Kandidaten 
fördern, welche noch mehr Entlastun-

gen und Deregulierung versprechen. 
So verstärkt sich ein Kreislauf: Vermö-

gen schafft Einfluss, Einfluss schafft Re-

geln, die weiteres Vermögen schützen.
In dieser Ordnung verliert die Stimme 

des Einzelnen an Gewicht. Wenn ein 
Milliardär mit dreistelligen Millionen-

summen in den Wahlkampf eingreift, 
verschiebt sich das Gleichgewicht so, 
dass die Stimme an der Urne kaum 
noch gegen die Macht des Geldes an-

kommt. Die Demokratie bleibt formell 
bestehen, wirkt aber zunehmend wie 
ein System, das von wenigen bezahlt 
und in ihrem Sinne betrieben wird.

Der Blick in die Geschichte 
mahnt 

Gesellschaften mit extremen Wohl-
standsunterschieden sind fragil. Antike 
Beispiele zeigen, wie lange ein System 
weiterlaufen kann, in dem „wenige im-

mer mehr haben“ – bis sich Spannun-

gen in Aufständen, Gewalt oder schlei-
chendem Zerfall entladen. Auch heu-

te deutet vieles darauf hin, dass wach-

sende Ungleichheit nicht nur ökonomi-
sche, sondern auch politische Spreng-

kraft besitzt.

Es gibt wohlhabende Menschen, die 
diese Entwicklung kritisch sehen und 
fragen, was ihre Klasse denen schul-
det, die mit Obdachlosigkeit, Armut 

und unsicheren Jobs kämpfen. Doch 
sie sind zur Minderheit geworden 

gegenüber jenen, die Politik vor allem 
als Werkzeug für ihre Geschäftsinte-

ressen begreifen. In dieser Verschie-

bung spiegelt sich der kulturelle Wan-

del einer ganzen Gesellschaft.

Europa steht damit vor einer grund-

legenden Entscheidung. Noch existie-

ren hier starke Gewerkschaften, ein 
ausgebauter Sozialstaat und striktere 
Regeln für politische Spenden. Diese 
Instrumente können verhindern, dass 
Supervermögen ähnlich dominanten 
Einfluss erhalten wie in den USA. Vo-

raussetzung ist jedoch, dass der Konti-

nent nicht der Versuchung erliegt, jede 
Grenze für Kapital als „standortfeind-

lich“ zu diffamieren und die Religion 
eines grenzenlosen Marktliberalismus 
zu übernehmen.

Die Lehre aus dem amerikanischen 
Beispiel ist klar: Wo große Vermögen 
ungebremst auf die Politik einwirken, 
wird die Demokratie zur Fassade eines 
plutokratischen Systems. Wenn Euro-

pa nicht denselben Weg gehen will, 
muss es das Primat der Politik über 
das Geld verteidigen – mit transparen-

ten Regeln, wirksamen Begrenzungen 
von Großspenden und einem Selbst-
verständnis, das Würde und Gleichheit 
höher bewertet als die Strahlkraft von 
Gigayachten und Bunkern. Nur dann 
bleibt Reichtum ein Teil der Gesell-
schaft – und wird nicht zu ihrer heim-

lichen Ersatzregierung.
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Die Deutschen wünschen sich 

mehr Gerechtigkeit, schrecken 
aber vor Zumutungen zurück.  

Wer Reformen ernst meint, muss 

alle in die Pflicht nehmen –  
Beschäftigte, Beamte, Selbst­
ständige und Vermögende.

Die Mehrheit klagt über Un-

gerechtigkeit im Rentensys-

tem, doch kaum jemand will 
persönliche Einbußen hin-

nehmen. Ohne breiten Beitrag – auch 
von Wohlhabenden – bleibt der gro-

ße Wurf aus. Fragt man die Deutschen 
nach ihrer Rente, fällt das Urteil ein-

deutig aus: Das System gilt vielen als 
unfair. Ältere profitierten, Jüngere 
zahlten die Zeche. So die verbreitete 
Wahrnehmung. Nur 29 Prozent halten 
die gesetzliche Rente für generatio-

nengerecht, wie eine jüngst veröffent-

lichte repräsentative Umfrage zeigt. 
Das Problembewusstsein ist also da.

Wenn’s am eigenen  
Geldbeutel scheitert

Doch sobald es konkret wird, zeigt sich 
der Widerspruch. Zwei Drittel der Be-

fragten befürworten, dass auch Beam-

te und Selbstständige in die gesetzliche 
Rentenversicherung einzahlen sollten. 
Das Prinzip lautet: Alle müssen mitma-

chen. Geht es jedoch um die eigene Le-

bensarbeitszeit, endet die Solidarität. 
58 Prozent lehnen ein höheres Renten-

eintrittsalter ab. Im Deutschland-Moni-
tor 2025 ist von „Zumutungsaversion“ 
die Rede. Der Abwehrhaltung gegen-

über persönlichen Einschnitten. Genau 
diese Haltung blockiert Reformen.

Zwar zeigen sich viele Bürger bei The-

men wie Migration, Klimaschutz, Di-
gitalisierung oder wirtschaftlichem 

Strukturwandel kompromissbereit. 
Doch beim Rentenalter verläuft eine 
harte Grenze. Das überrascht kaum: 
Ja, wenn Belastungen unmittelbar 
das eigene Leben betreffen, wächst 
der Wunsch, alles möge bleiben, wie 
es ist. Nur, Stillstand ist keine Lösung.

Wer Reformen will, muss ehrlich sa-

gen, dass irgendjemand zahlen wer-
den muss. Steigt das Renteneintritts-

alter nicht, sinkt entweder das Renten-

niveau, erhöhen sich die Beiträge, oder 
der Staat schießt mehr Steuergeld zu. 
Die Spielräume sind eng. Einen zu klei-
nen Kuchen kann man zwar teilen. 
Aber ob dann alle auch satt werden?

Reformen? Nicht einseitig!

Zur Wahrheit gehört aber: Refor-
men dürfen nicht einseitig zulasten 
der abhängig Beschäftigten oder der 
jungen Generation gehen. Wenn „alle 

Reformen 
brauchen Mut 

Und eine faire Lastenverteilung
Von Christoph Theligmann

Collage: Agneta Becker
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etwas beitragen“ sollen, dann müs-

sen auch starke Schultern mehr tragen. 
Eine Reformagenda, die soziale Akzep-

tanz finden will, kommt an einer stär-
keren Besteuerung sehr hoher Einkom-

men, einer Reform der Erbschaftsteuer, 
einer zeitlich befristeten Vermögens-

abgabe oder einer gezielten Reichen-

steuer nicht vorbei. Wer erheblich vom 
wirtschaftlichen Erfolg des Landes pro-

fitiert hat, sollte einen angemessenen 
Anteil an seiner Stabilisierung leisten. 
Ohne diesen Ausgleich droht jede Re-

form als sozial unausgewogen wahrge-

nommen zu werden.

Der christdemokratische Bundes-

kanzler Friedrich Merz und der sozial-
demokratische Finanzminister Lars 
Klingbeil betonen, man werde „allen 
etwas abverlangen“. Doch der große 
Wurf lässt bislang auf sich warten. Ge-

werkschaften warnen vor Sozialabbau, 
Ärzte und Krankenkassen streiten über 
Einsparungen, und bei der Steuerpoli-

tik schreckt die Politik vor 
der Vielzahl gut organisier-
ter Interessen zurück.

In einer pluralen Demokra-

tie ist das Austarieren diver-
gierender Interessen Alltag. 
Wer wiedergewählt werden 
will, geht Zumutungen lie-

ber aus dem Weg. Reform-

projekte wandern in Kom-

missionen. In der Hoffnung, 
dort entstehe ein Kompro-

miss, mit dem möglichst vie-

le leben können. Doch ge-

nau darin liegt die Schwä-

che des Systems. Wenn politische Füh-

rung vor allem Konfliktvermeidung be-

deutet, schwindet das Vertrauen in die 
Handlungsfähigkeit des Staates.

Der Schlüssel liegt daher nicht im 
kleinsten gemeinsamen Nenner, son-

dern im Mut zur fairen Zumutung. 
Eine Regierung, die glaubwürdig 

sein will, muss Lasten gerecht vertei-
len. Zwischen Jung und Alt, zwischen 
Arbeitnehmern und Selbstständi-
gen, aber eben auch zwischen Durch-

schnittsverdienern und sehr Vermö-

genden. Friedrich Merz sollte um die-

se Notwendigkeit wissen. Jetzt muss 
er beweisen, dass er bereit ist, sie 
umzusetzen.

Reformen dürfen nicht einseitig zulasten der abhängig  
Beschäftigten oder der jungen Generation gehen

Collage: Agneta Becker
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Der Bundestag hat das Bürger-
geld im März abgeschafft. An 
seine Stelle tritt eine neue Leis-

tung, die im Gesetz künftig als 
Grundsicherung bezeichnet wird. Die 
Reform soll Anfang Juli in Kraft treten. 
Allerdings wird der Begriff Bürgergeld in 
Formularen und Informationsmateria-

lien der Bundesagentur für Arbeit vor-
erst noch auftauchen. Die technische 
und organisatorische Umstellung gilt 
als aufwendig. Erst im Laufe des Jahres 
2027 soll die alte Bezeichnung vollstän-

dig aus dem System verschwinden.

Die zentralen Änderungen

Mit der Reform verschärft die Bun-

desregierung die Bedingungen für den 
Bezug staatlicher Leistungen. Ziel ist es, 

Leistungsbezieher stärker zur Aufnah-

me von Arbeit zu bewegen. Dafür wer-
den insbesondere die Sanktionen für 
Regelverstöße ausgeweitet.

Zugleich müssen Empfänger der 
Grundsicherung künftig mehr eige-

nes Vermögen einsetzen, bevor sie 
staatliche Unterstützung erhalten. Für 
Menschen über 50 Jahre gilt künftig 
eine Vermögensgrenze von maximal  
20.000 Euro. Beim Bürgergeld lag die-

ser Betrag noch doppelt so hoch.
Auch bei den Wohnkosten werden 

die Vorgaben enger gefasst. Gleichzei-
tig ändert sich der arbeitsmarktpoli-
tische Ansatz gegenüber Menschen 
ohne abgeschlossene Ausbildung. 
Während im Bürgergeld zunächst Qua-

lifizierung und Weiterbildung im Vor-
dergrund standen, sollen Jobcenter 
Betroffene nun vorrangig in Beschäfti-
gung vermitteln, häufig in Helfertätig-

keiten. In Einzelfällen können Jobcen-

ter davon abweichen.

So sehen die neuen  
Sanktionen aus

Im bisherigen Bürgergeldsystem 
konnte der monatliche Regelsatz – 
für alleinstehende Personen derzeit 
563 Euro – zunächst um zehn Prozent 
gekürzt werden. In der Spitze waren 
Kürzungen um bis zu 30 Prozent mög-

lich. Kritiker hielten diese Einstiegs-

stufe für zu niedrig. Die neue Grund-

sicherung sieht deutlich strengere 

Maßnahmen vor. Jobcenter erhalten 

Entsetzen statt Ersetzen
Union und SPD ersetzen das Bürgergeld –  

was sich jetzt ändert
Von Christoph Theligmann

Der Druck auf Langzeit‑

arbeitslose wird steigen, 

denn es drohen härtere 

Sanktionen, auch stren‑

gere Regeln für Woh‑

nungskosten. Das ist 

erst der Anfang. Weitere 

Reformen sollen folgen. 

Fragen und Antworten 

zur neuen Grundsiche‑

rung ab Juli 2026. Bi
ld

: A
gn

et
a 

Be
ck

er



15

A R B E I T  &  S O Z I A L E S  _  A R B E I T  &  S O Z I A L E S

künftig zwei zentrale Sanktionsmög-

lichkeiten. Die erste betrifft Personen, 
die eine zumutbare Beschäftigung ab-

lehnen. In diesen Fällen kann die Leis-

tung sofort um 30 Prozent gekürzt wer-
den. Für den Lebensunterhalt verblei-
ben dann noch 394 Euro.

Unterhalb dieser Grenze soll die 
Leistung jedoch nicht sinken. Die Bun-

desregierung befürchtet andernfalls 
einen Konflikt mit der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts.

Anders geregelt sind Sanktionen bei 
versäumten Terminen. Wer drei Ein-

ladungen des Jobcenters nicht wahr-
nimmt, gilt künftig als „nicht erreich-

bar“. In solchen Fällen kann die Grund-

sicherung vollständig gestrichen wer-
den. In einem weiteren Schritt kann 
auch die Übernahme der Mietkosten 
entfallen. Diese Maßnahmen werden 
als Totalsanktionen bezeichnet.

Umstrittene Totalsanktionen

Vor allem innerhalb der SPD waren 
diese Regelungen umstritten. Bundes-

arbeitsministerin und SPD-Vorsitzen-

de Bärbel Bas hatte im Frühjahr be-

tont, Sanktionen dürften nicht „die 
Falschen“ treffen.

Gemeint sind etwa Menschen mit 
psychischen Erkrankungen oder Per-
sonen mit eingeschränkten Lese- und 
Schreibkenntnissen, die Schreiben 
der Behörden möglicherweise nicht 
verstehen. In den Koalitionsverhand-

lungen drängte die SPD daher auf 
Schutzmechanismen.

Demnach können Jobcenter Betrof-
fene zunächst telefonisch kontaktie-

ren oder persönlich aufsuchen, um die 
Situation zu klären. Erst danach sollen 
drastische Sanktionen greifen.

Werden jetzt auch psychisch 
Kranke sanktioniert?

Menschen mit psychischen Erkran-

kungen sollen weiterhin die Möglich-

keit erhalten, ihre Situation zu erklä-

ren. Dabei geht es vor allem um Fäl-
le, in denen Jobcenter zunächst keine 
Kenntnis von einer Erkrankung haben, 
diese aber verzögert nach entspre-

chenden Hinweisen erhalten.
Die Mitarbeiter der Jobcenter sollen 

künftig schneller medizinische Ein-

schätzungen einholen können. Bereits 
nach dem ersten versäumten Ter-
min können Ärzte eingeschaltet wer-
den. Ziel ist es, frühzeitig Klarheit zu 
schaffen – bevor Leistungen einge-

stellt werden oder Mietkündigungen 
drohen.

Für die Behörden bleibt das Thema 
allerdings heikel. Mitarbeiter der Job-

center dürfen selbst keine Diagnosen 
stellen. Unklar ist daher, was genau 
als „Anhaltspunkt“ für eine psychi-
sche Erkrankung gelten kann. Genau-

ere Vorgaben soll die Bundesagentur 
für Arbeit in Verwaltungsvorschriften 
festlegen. Die Ausarbeitung solcher 
Regeln dürfte allerdings einige Zeit in 
Anspruch nehmen.

Strengere Regeln für 
Wohnkosten

Auch bei den sogenannten Kosten 
der Unterkunft werden die Vorschrif-
ten verschärft. Bislang gilt eine Karenz-

zeit von einem Jahr. Während dieser 
Zeit übernahm das Jobcenter die Mie-

te auch dann vollständig, wenn sie re-

lativ hoch ist. Nur bei den Heizkosten 
wurde bereits auf Angemessenheit 
geachtet.

Künftig sollen die Wohnkosten be-

reits während dieser Karenzzeit be-

grenzt werden. Übernommen wird 
maximal das Anderthalbfache einer 
als angemessen definierten Miete. Die 
entsprechenden Werte werden regio-

nal festgelegt.
Ziel ist es, zu verhindern, dass Job-

center Wohnungen finanzieren müs-

sen, deren Kosten deutlich über dem 
örtlichen Mietniveau liegen. Für Be-

troffene kann dies bedeuten, dass sie 
kurzfristig umziehen oder einen Teil 
der Miete aus dem Regelsatz selbst 
bezahlen müssen.

Eine Untersuchung des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) zeigt, dass im Jahr 2022 bei 6,9 
Prozent der neu in die Grundsicherung 
aufgenommenen Personen die Wohn-

kosten über dieser Grenze lagen. Das 
entsprach rund 17.000 Menschen. 
Nach Kritik wurde die Regelung zuletzt 
abgeschwächt. Jobcenter konnten in 
Einzelfällen weiterhin höhere Wohn-

kosten übernehmen, etwa wenn die-

se unvermeidbar sind oder Kinder im 
Haushalt lebten.

Keine Milliarden  
Einsparungen

Im Bundestagswahlkampf 2025 hat-
te die CDU argumentiert, im Bürger-
geld liege ein erhebliches Sparpoten-

zial. Ökonomen hatten jedoch früh da-

rauf hingewiesen, dass die Wirkung 
von Sanktionen auf den Arbeitsmarkt 
begrenzt ist.

Auch die Union spricht inzwischen 
nicht mehr von großen Beschäftigungs-

effekten. Nach Angaben des Bundes-

arbeitsministeriums könnten durch 
das Gesetz Einsparungen in zweistelli-
ger Millionenhöhe entstehen. Aber si-
cher nicht in Milliardenhöhe.

Die neuen Wohn-
kostenregelungen 
könnten dazu  

führen, dass mehr 
Leistungs bezieher ihre 
Wohnung verlieren und 

im schlimmsten Fall  

obdachlos werden.

Deutlich sinken werden die Ausga-

ben für die Grundsicherung erst dann, 
wenn viele Langzeitarbeitslose eine 
Beschäftigung finden. Angesichts der 
schwachen wirtschaftlichen Lage er-
scheint dies derzeit jedoch schwierig. 
Die Zahl neu gemeldeter Stellen lag im 
Jahr 2025 so niedrig wie seit der Jahr-
tausendwende nicht mehr.

Starke Kritik an den 
Reformen

Die Opposition kritisiert vor allem 
die verschärften Sanktionen sowie die 
strengeren Vorgaben bei Vermögen 
und Wohnkosten. Die Vorsitzende der 
Linksfraktion, Heidi Reichinnek, be-

zeichnete die Reform als „Angriff auf 
den Sozialstaat“. Grünen-Chef Felix 
Banaszak sprach von einer Politik „so-

zialer Kälte“.
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Ähnlich äußerte sich die Vorsitzen-

de des Deutschen Gewerkschaftsbun-

des, Yasmin Fahimi. Ihrer Ansicht nach 
setzt die Koalition die falschen Anreize. 
Menschen würden nicht durch stren-

gere Regeln in Arbeit gebracht, son-

dern durch Qualifizierung und gute 
Arbeitsbedingungen.

Auch der Deutsche Mieterbund warnt 
vor möglichen Folgen der neuen Wohn-

kostenregelungen. Sie könnten dazu 
führen, dass mehr Leistungsbezie-

her ihre Wohnung verlieren und im 
schlimmsten Fall obdachlos werden. 
„Wer unverschuldet arbeitslos wird, 
braucht Sicherheit statt Druck und 
Angst vor drohendem Wohnungsver-
lust“, sagte DMB-Präsidentin Melanie 
Weber-Moritz. Hohe Mieten seien kein 
persönliches Versagen der Mieter, son-

dern Ausdruck eines Mangels an be-

zahlbarem Wohnraum.
Unterstützung erhält die Reform da-

gegen vom Arbeitgeberverband BDA. 
Dort wird sie als Schritt zu mehr Eigen-

verantwortung und zu einer schnelle-

ren Aufnahme von Arbeit bewertet.

Und nun?

Die Reform ist nach Darstellung der 
Bundesregierung lediglich der ers-

te Schritt. Sie umfasst vor allem jene 
Maßnahmen, die die Koalition kurzfris-

tig und ohne Zustimmung des Bundes-

rates umsetzen konnte.
Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU) 

und Arbeitsministerin Bärbel Bas (SPD) 
haben bereits weitere Veränderungen 
im Arbeitsmarkt- und Sozialsystem an-

gekündigt. Im Mittelpunkt steht dabei 
unter anderem die sogenannte Trans-

ferentzugsrate. Also die Frage, in wel-
chem Umfang Sozialleistungen sinken, 
wenn das Einkommen steigt.

„Wir müssen nun im zweiten Schritt 
dringend an die Transferentzugsraten 
ran und die Arbeitsmarktinstrumente 
neu ordnen“, sagte der CDU-Sozialpoli-
tiker Kai Whittaker. Auch bei den Unter-

kunftskosten könne künftig stärker mit 
Pauschalen gearbeitet werden. Indivi-
duelle Bedarfsprüfungen würden dann 
seltener stattfinden, stattdessen käme 
eine einheitliche Zahlung zum Einsatz.

Die Reform der Grundsicherung dürf-
te damit nicht abgeschlossen sein. 
Weitere Veränderungen gelten bereits 
als wahrscheinlich. Trotz – oder gera-

de wegen – der Sorgen und dem Ent-
setzen vieler Menschen mit geringem 
Einkommen.

Unterstützung  
erhält die Reform 
vom Arbeitgeber­

verband BDA. Dort wird  
sie als Schritt zu mehr 
Eigenverantwortung  
und zu einer schnelle­

ren Aufnahme von Arbeit 
bewertet.
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Die geplanten Reformen im  

deutschen Gesundheitssystem 

werden tiefgreifend sein und  
betreffen nahezu alle Versicher‑

ten. Doch in der politischen 
Debatte zeigt sich ein bekanntes 
Muster: Immer wieder geraten 

Bürgergeldbezieher in den Fokus 

der Kritik. Dabei sind sie aus‑

gerechnet jene Gruppe, die am 

wenigsten Einfluss hat – und  
sich kaum gegen die Vorwürfe 

wehren kann.

Die Herausforderungen im deut-
schen Gesundheitssystem sind 

unbestritten. Steigende Kosten, 
eine alternde Gesellschaft und struk-

turelle Defizite setzen die gesetzli-
chen Krankenkassen zunehmend unter 
Druck. Gesundheitsministerin Nina 
Warken hat nun ein umfassendes Re-

formpaket vorgelegt, das Einschnitte für 
viele vorsieht: höhere Zuzahlungen für 
Medikamente, Einschränkungen beim 
Krankengeld und Veränderungen bei 
der Mitversicherung von Ehepartnern. 
Kaum ein Bereich bleibt unberührt.

Ohne Reformen drohen weiter stei-
gende Beiträge und eine Überlastung 
des Systems. Warken verfolgt das Ziel, 
die finanzielle Stabilität langfristig zu 
sichern. Dabei greift sie auch in sensib-

le Bereiche ein, die ihre Vorgänger ge-

mieden haben.

Doch ausgerechnet bei einem zent-
ralen Streitpunkt bleibt die Reform un-

vollständig: der Finanzierung der Ge-

sundheitskosten von Bürgergeldbezie-

hern. Hier verzichtet die Bundesregie-

rung darauf, den Staat stärker in die 
Pflicht zu nehmen. Stattdessen bleibt es 
dabei, dass ein erheblicher Teil der Kos-

ten weiterhin von den gesetzlich Versi-
cherten getragen wird.

Bei Reformen sind  
immer die Bürgergeld‑
bezieher schuld

Diese Entscheidung hat nicht nur fi-

nanzielle, sondern auch gesellschaftli-
che Sprengkraft. Denn sie fügt sich in 
ein bekanntes Muster politischer De-

batten ein: Immer wieder werden Bür-
gergeldbezieher als Problem darge-

stellt, als Kostenfaktor, als Belastung 

Reformdruck im 
Gesundheitssystem 

Von Christoph Theligmann

Warum Bürger - 
geld bezieher zur  
Projektionsfläche  
politischer Kritik 

werden
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für die Solidargemeinschaft. Dabei 
wird oft übersehen, dass es sich um 
eine Gruppe handelt, die kaum Gehör 
findet.

Bürgergeldbezieher verfügen über 
keine starke Lobby. Sie sind nicht or-
ganisiert wie Ärzteverbände, Pharma-

unternehmen oder Krankenkassen. 
Sie haben keine einflussreichen Ver-
treter, die ihre Interessen wirksam in 
den politischen Prozess einbringen. 
Und sie sind in der öffentlichen Wahr-
nehmung häufig mit Vorurteilen be-

legt. All das macht sie zu einem leich-

ten Ziel in Reformdebatten.
Die aktuellen Debatten zeigen diese 

Dynamiken immer wieder, und hier be-

sonders deutlich: Während Experten 
darauf hinweisen, dass eine vollständi-
ge staatliche Übernahme der Gesund-

heitskosten für Bürgergeldbezieher 
die Krankenkassen erheblich entlas-

ten könnte, wird diese Option politisch 
verworfen. Stattdessen bleibt die be-

stehende Finanzierung bestehen – und 
damit auch die indirekte Belastung der 
Beitragszahler.

Die Finanzierungslasten sind 
ungleich verteilt

Gleichzeitig wird die Diskussion häufig 
so geführt, als seien Bürgergeldbezieher 
selbst das Problem. Das verstellt den 
Blick auf die eigentlichen strukturellen 
Herausforderungen: die ungleiche Ver-
teilung der Finanzierungslasten, die Rol-
le von Privatversicherten und Beamten 
sowie die Frage, wie solidarisch das Sys-

tem tatsächlich organisiert ist.

Die Folge ist eine Schieflage, die nicht 
nur ökonomisch, sondern auch gesell-

schaftlich problematisch ist. Wenn Re-

formen immer wieder auf dem Rücken 
der Schwächsten diskutiert werden, 
untergräbt das das Vertrauen in die 
politische Fairness. Es verstärkt soziale 
Spannungen und lenkt von den eigent-
lichen Ursachen ab.

Ein nachhaltiger Reformansatz müss-

te daher mehr leisten als reine Kosten-

dämpfung. Er müsste die Frage stellen, 
wer welche Verantwortung im System 
trägt. Und wie diese gerecht verteilt 
werden kann. Dazu gehört auch, die 
Perspektive derjenigen ernst zu neh-

men, die keine starke Stimme haben.

Denn eines ist klar: Ein solidarisches 
Gesundheitssystem misst sich nicht 

nur an seiner Effizienz, sondern auch 
daran, wie es mit den Schwächsten 
umgeht. Wenn Reformdebatten im-

mer wieder dieselbe Gruppe ins Visier 
nehmen, sagt das weniger über deren 
Rolle im System aus, als über die poli-
tische Bereitschaft, unbequeme, aber 
notwendige Entscheidungen an ande-

rer Stelle zu treffen.

W
enn Reformen 
immer wieder 
auf dem Rücken 

der Schwächsten diskutiert 
werden, untergräbt das das 
Vertrauen in die politische 
Fairness.

Dabei sind sie zugleich die Schwächs-

ten im System. Menschen, die auf Bür-
gergeld angewiesen sind, leben oft am 
Existenzminimum. Ihre Möglichkeiten, 
sich gegen politische Entscheidungen 
zu wehren oder ihre Perspektive sicht-
bar zu machen, sind begrenzt. Wenn in 
politischen Diskussionen von Einspar-
potenzialen die Rede ist, geraten sie 
daher schnell ins Visier – nicht, weil sie 
die größten Kosten verursachen, son-

dern weil sie sich am wenigsten da-

gegen wehren können.
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Zwischen Akkord und 
Erschöpfung

 

Kontroll-Besuch bei den Spargelstechern

Bei einem Vor‑Ort‑Besuch durch 

BEAM (Beratungszentrum gegen 

Arbeitsausbeutung und Menschen‑

handel NRW) in Kooperation mit 
der Gewerkschaft IG BAU und der 
cuba Beratungsstelle Arbeit auf 

mehreren Spargelfeldern rund um 

Münster wird ein Arbeitsalltag 

sichtbar, der von harter körperlicher 
Belastung und engen wirtschaftli‑
chen Spiel räumen geprägt ist. 

Lange Tage auf dem Feld

Der Arbeitstag beginnt früh und en-

det oft erst nach zehn Stunden oder 
mehr. Gearbeitet wird nahezu durch-

gehend im Akkord. Das bedeutet: Der 
Verdienst hängt maßgeblich von der 
geernteten Menge ab. Üblich sind rund 
60 Cent pro Kilo gestochenem Spargel. 
Am Feldrand ist zu hören, dass durch-

schnittlich 15 kg pro Stunde zu schaf-
fen sind. Das wären nur 9,- € brut-
to pro Stunde anstatt dem gesetzlich 
festgelegten Mindeststundenlohn von 
13,90 € brutto. Von einem Vorarbeiter 
war zu hören, dass rund 11 € netto pro 
Stunde gezahlt würden. Sicher scheint: 
wer weniger erntet, verdient entspre-

chend weniger – bei gleichbleibend 
langen Arbeitstagen.

gion Münster durchschnittlich etwa 10 
Euro pro Tag berechnet – Kosten, die 
direkt vom Lohn abgezogen werden. In 
einem dokumentierten Fall lagen die 
Unterkunftskosten sogar bei 27 Euro 
täglich. Zwar waren hier zwei Mahlzei-
ten enthalten, dennoch bleibt die fi-

nanzielle Belastung erheblich. 

Abhängigkeit und fehlende 
Alternativen

Die Kombination aus Akkordarbeit, 
hohen Unterkunftskosten und körper-
licher Belastung schafft ein System, 
in dem viele Beschäftigte kaum Spiel-
raum haben. Sprachbarrieren, kurze 
Vertragslaufzeiten und die Abhängig-

keit vom Arbeitgeber erschweren es 
zusätzlich, Missstände zu melden oder 
Verbesserungen einzufordern.

Die BSA, Beam und die IG BAU for-
dern daher strengere Kontrollen, 
transparente Abrechnungen und ver-
bindliche Standards für Unterbringung 
und Arbeitszeiten. 

Von Christoph Cramer

Körperliche Belastung  
am Limit

Die Tätigkeit selbst ist äußerst kräfte-

zehrend. Spargel wird unter Folien an-

gebaut, die zum Stechen immer wie-

der angehoben werden müssen. Der 
Ablauf wiederholt sich im Minuten-

takt: Kiste abstellen, Plane anheben, 
Spargel stechen, ablegen, Plane zu-

rückziehen, Kiste aufnehmen, wei-
tergehen. Jede Kiste fasst etwa 15 Ki-
logramm und muss regelmäßig zum 
Feldrand getragen werden. Die Arbeit 
erfolgt fast ausschließlich in gebückter 
Haltung – eine enorme Belastung für 
Rücken und Gelenke. Gearbeitet wird 
bei jedem Wetter.

Unterkunft:  
teuer und beengt

Neben der körperlichen Arbeit kriti-

sieren BEAM und IG BAU insbesonde-

re die Unterbringung. Viele Arbeiter, 
die überwiegend aus Rumänien und 
Ungarn stammen, vereinzelt auch aus 
Polen, leben in Mehrbett-Containern. 
Für einen Schlafplatz werden in der Re-

Christoph Cramer ist Mitarbeiter der 
cuba-Beratungsstelle Arbeit

Foto: cuba Beratungsstelle Arbeit

Foto: pixabay.com
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Ein kompliziertes Geflecht 
aus Zuständigkeiten

Wer seinen Lebensunterhalt nicht 
aus eigener Kraft sichern kann, hat An-

spruch auf staatliche Unterstützung. 
Doch welche Leistung passt zur jewei-
ligen Lebenssituation – und welche 
Behörde ist zuständig? Genau daran 
scheitern viele Betroffene.

Berufstätige mit geringem Einkom-

men können beispielsweise Wohn-

geld beantragen. Dieser Zuschuss zu 
den Mietkosten wird von Bund und 
Ländern finanziert und bei der zustän-

digen kommunalen Stelle – je nach 
Wohnort bei Stadt- oder Kreisverwal-
tung – beantragt. Familien mit Kindern 
und niedrigem Einkommen haben zu-

sätzlich Anspruch auf einen Kinderzu-

schlag. Dieser wird bei der Familien-

kasse der Bundesagentur für Arbeit 
schriftlich oder online beantragt.

Wenn mehrere Leistungen 
ineinandergreifen

Reicht das Einkommen trotz Wohn-

geld und Kinderzuschlag nicht aus, 
besteht die Möglichkeit, stattdes-

sen Bürgergeld zu beziehen. In die-

sem Fall entfallen die beiden ande-

ren Leistungen. Das Bürgergeld – das 
künftig „Grundsicherung für Arbeit-
suchende“ heißt – wird beim Job-

center beantragt. Dort sind arbeits-

lose, aber grundsätzlich erwerbsfähi-
ge Menschen die Kunden.

Die Höhe der Leistung hängt von 
Einkommen, Vermögen und individu-

ellem Bedarf ab. Dieser setzt sich aus 
einem pauschalen Regelbedarf sowie 
den Kosten für Unterkunft und Hei-
zung zusammen. Finanziert wird dies 
aus unterschiedlichen Töpfen: Wäh-

rend der Regelbedarf aus dem Bun-

deshaushalt stammt, übernehmen 
Kommunen die Unterkunftskosten.

Unterstützung für nicht 
Erwerbsfähige und  
Seniorinnen und Senioren

Wer dauerhaft nicht arbeiten kann 
und sich in einer wirtschaftlichen Not-
lage befindet, erhält „Hilfe zum Le-

bensunterhalt“. Zuständig sind die So-

zialämter der Landkreise oder kreis-

freien Städte. Diese Leistung schließt 
in der Regel Wohngeld und Kinderzu-

schlag aus, da Wohnkosten bereits be-

rücksichtigt werden.
Auch Menschen mit sehr geringer 

Rente können Wohngeld erhalten. 

Wohngeld, Kinderzuschlag,  

Grundsicherung – wer Unterstüt‑

zung braucht, muss sich bislang 

durch ein Geflecht aus Zuständig‑

keiten kämpfen. Eine Reform soll 

das ändern: Künftig könnte eine 
einzige Anlaufstelle genügen.

Ein Antrag  
für alle Leistungen?
Reformpläne sollen staatliche Hilfen bündeln und Wege verkürzen

Von Christoph Theligmann

Bi
ld

: A
gn

et
a 

Be
ck

er



21

K O M M E N TA R  _  A R B E I T  &  S O Z I A L E S

Reicht dies nicht aus, greift die „Grund-

sicherung im Alter“, die ebenfalls bei 
kommunalen Behörden beantragt 
wird. Auch hier besteht meist kein zu-

sätzlicher Anspruch auf Wohngeld.

Die Reformidee:  
Alles aus einer Hand

Eine vom Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales eingesetzte Kom-

mission aus Bund, Ländern und Kom-

munen hat nun eine grundlegende 
Vereinfachung vorgeschlagen. Die ver-
schiedenen Leistungen – von Bürger-
geld über Wohngeld bis hin zu Kin-

derzuschlag und Sozialhilfe – sollen zu 
einer einheitlichen Sozialleistung zu-

sammengeführt werden.
Künftig soll es nur noch eine zustän-

dige Stelle geben: Für erwerbsfähi-
ge Personen voraussichtlich weiterhin 
die Jobcenter, für nicht erwerbsfähige 
Menschen die kommunalen Sozialäm-

ter. Zusätzlich empfiehlt die Kommis-

sion, das Kindergeld künftig automa-

tisch auszuzahlen, ohne gesonderten 
Antrag.

Geplant ist zudem ein zentrales On-

line-Portal, über das Anträge digital ge-

stellt werden können. Die passende 
Leistung soll dann automatisch ermit-
telt und ausgezahlt werden.

Viele Fragen sind  
nochoffen

So klar die Vision eines vereinfach-

ten Systems ist, so ungewiss bleibt 
die praktische Umsetzung. Zuständig-

keiten zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen müssen neu geregelt wer-
den. Erste konkrete Ergebnisse werden 
nicht vor 2027 erwartet.

Unklar ist auch, welche Behörden 
künftig die Verwaltung übernehmen. 
Während vieles dafür spricht, dass 
Jobcenter für erwerbsfähige Men-

schen zuständig bleiben, ist die Rolle 
kommunaler Sozialämter noch nicht 
abschließend geklärt. Auch für Be-

schäftigte in bisherigen Wohngeld-

stellen ist offen, wie sich ihre Aufga-

ben verändern werden.

Streitpunkt Finanzierung

Besonders sensibel ist die Frage der Fi-
nanzierung. Derzeit tragen Bund, Län-

der und Kommunen die Kosten je nach 
Leistung unterschiedlich. Größere Ver-
schiebungen dieser Lasten sind offi-

ziell nicht vorgesehen. Dennoch fordern 
Kommunen eine spürbare Entlastung. 
Eine Arbeitsgruppe soll nun klären, wie 
die Mittel künftig verteilt werden.

Schlussbemerkung

Die geplante Reform verspricht we-

niger Bürokratie und klarere Zustän-

digkeiten. Das wäre ein möglicher Be-

freiungsschlag für viele Betroffene. Ob 
aus der Vision eines einzigen Antrags 
tatsächlich ein tragfähiges, gerechtes 
und finanzierbares System entsteht, 
wird sich jedoch erst in den kommen-

den Jahren zeigen.
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Erst die Integrationskurse,  
jetzt die Asylverfahrensberatung:  

Das Bundesinnenministerium 

(BMI) reißt eine migrations­ und 
integrationspolitische Infrastruk‑

tur nach der anderen ein. Beide 

Angebote sind rechtlich geregelt. 

Das BMI schleift diese nun ohne 
gesetzliche Grundlage.

V
or geraumer Zeit teilte das 
BMI offiziell mit, die bun-

desgeförderte unabhängi-
ge Asylverfahrensberatung 

nicht mehr zu finanzieren. Im BMI-
Haushalt 2027 soll dafür kein Geld 
mehr eingestellt werden. Stattdessen 
soll das BAMF die Aufgabe einer „un-

entgeltlichen Rechtsauskunft“ über-
nehmen. Der Haushalt ist in der ers-

ten Jahreshälfte 2026 aufgestellt, die 
Tatsachen sind somit vollendet. Es ist 
nicht denkbar, dass das BMI diese Ent-
scheidung ohne Wissen und Unter-

stützung der Hausspitze getroffen hat, 
schließlich ist die Asylverfahrensbera-

tung seit 2022 in § 12a AsylG gesetz-

lich geregelt. Es dürfte also Dobrindt 
persönlich sein, der das entschieden 
hat – oder jedenfalls befürwortet. 

Wie bei den Integrationskursen 
wäre es eine Katastrophe für Asylsu-

chende: Während Bundesregierung 
und EU das größte Entrechtungs- und 
Isolationsprogramm der jüngeren Ge-

schichte durchziehen, faktisch ge-

schlossene Lager einführen, die Ent-
sorgung von Geflüchteten außerhalb 
der EU vorantreiben, den Zugang zum 
Asylverfahren verunmöglichen, soll 
zugleich das letzte bisschen unabhän-

giger Beratung und Unterstützung ge-

strichen werden. Man kann die Plä-

ne des BMI nur als Entrechtungspro-

gramm auf allen Ebenen bezeichnen. 

Bemerkenswert ist: Sowohl das Ein-

stampfen der Asylverfahrensberatung 
als auch die Sabotage der freiwilligen 

Integrationskurse durch das BMI er-
folgt im Widerspruch zur deutschen 
Rechtslage und zu europäischen Vor-
gaben. Die Asylverfahrensberatung ist 
in § 12a AsylG geregelt: „Der Bund för-
dert eine behördenunabhängige, er-
gebnisoffene, unentgeltliche, indivi-
duelle und freiwillige Asylverfahrens-

beratung“, heißt es darin. Auch die ab 
12. Juni 2026 geltende EU-Asylverfah-

rensverordnung und die Asyl- und Mi-
grationsmanagement-Verordnung se-

hen eine Rechtsauskunft, Beratung 
und Vertretung (jedenfalls auch) durch 
Nichtregierungsorganisationen vor. 
Dabei müssen die besonderen Verfah-

rensgarantien für vulnerable Perso-

nengruppen besonders in den Blick ge-

nommen werden. 

Diese Anforderungen dürften eine 
staatliche „Rechtsauskunft“ durch das 
BAMF und die Möglichkeit von Prozess-

kostenhilfe im gerichtlichen Verfah-

ren allein kaum erfüllen (eine gute Dar-
stellung gibt es vom niedersächsischen 

Von Claudius Voigt

Ideologische Politik 
mit der Abrissbirne

Von Claudius Voigt

Die Abkehr von Integration
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Flüchtlingsrat). Der Koalitionsvertrag 
von Union und SPD sieht vor, dass die 
unabhängige Asylverfahrensberatung 
„ergebnisoffen evaluiert“ wird.

Wenig Transparenz

Mittlerweile liegt eine solche Eva-

luation dem BMI wohl vor. Allein: Der 
Bericht wird unter Verschluss gehal-
ten, niemand außer dem BMI und dem 
BAMF kennt ihn bisher. Dass das BMI 
nun Fakten schaffen will, ohne die Er-
gebnisse offen zu legen, zu diskutie-

ren und allen Beteiligten die Möglich-

keit zu geben, sich damit auseinander-
zusetzen, hat mit „ergebnisoffen“ nur 
begrenzt zu tun. 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Wohlfahrtsverbände hat daher kürzlich 
eine eigene praxisbasierte Expertise zur 
Asylverfahrensberatung veröffentlicht. 
Die Kernergebnisse: Die Beratung führt 
zu effizienteren Asylverfahren, höherer 
Qualität und stärkerer Akzeptanz von 
Entscheidungen sowie zu einem früh-

zeitigen Schutz vulnerabler Personen. 

Bei den Integrationskursen zeigt sich 
ein ähnliches Bild: § 44 Abs. 4 Auf-
enthG sieht unter anderem für Asyl-
suchende, Geflüchtete aus der Ukrai-
ne und auch EU-Bürger*innen die ge-

setzliche Möglichkeit vor, zu den In-

tegrationskursen im Rahmen des Er-
messens zugelassen zu werden. Alle 
Expert*innen befürworten aus fach-

licher Sicht einen frühzeitigen Zugang 
zu den Sprachkursen. Das BMI / BAMF 
hat dennoch angekündigt, dass Anträ-

ge auf freiwillige Teilnahme nun pau-

schal abgelehnt werden. Dabei igno-

riert das BMI / BAMF den gesetzgebe-

rischen Willen, die Sprachförderung als 
wichtiges Instrument frühzeitiger Teil-
habe zu öffnen. Eine pauschale Ableh-

nung entgegen dem Willen der Gesetz-

geberin ist aber keine Ermessensent-
scheidung, sondern Ideologie. 

Insbesondere für EU-Bürger*innen 
verletzt die Verweigerung der freiwilli-
gen Integrationskurse auch den Gleich-

behandlungsgrundsatz aus europäi-
schem Recht. Für Asylsuchende könn-

ten damit Vorgaben aus der EU-Auf-
nahmerichtlinie verletzt sein. 

Wir haben schon jetzt Rückmeldun-

gen, dass Menschen, die absehbar 
dauerhaft in Deutschland bleiben wer-
den, nun nicht mehr die Sprache lernen 
können. Beispiel: Eine gerade volljährig 
gewordene junge Frau hat ein Abschie-

bungsverbot und eine Aufenthalts-

erlaubnis nach § 25 Abs. 3. Sie lebt noch 
in der Jugendhilfe. Der Antrag auf Inte-

grationskurs ist nun abgelehnt worden.

Ein Erfolgsmodell wird 
eingerissen

Eine Verpflichtung durch Jobcenter 
oder Sozialamt ist nicht möglich, weil 
sie eben Leistungen der Jugendhilfe 
erhält und diese Behörden nicht zu-

ständig sind. Sie ist verzweifelt, weil 
sie nicht weiß, wie sie nun die Sprache 
des Landes lernen soll, in dem sie auf 
Dauer leben wird. Anderes Beispiel: 
Eine Frau ist verheiratet mit einem er-
werbstätigen EU-Bürger, der so gera-

de eben genug zum Leben verdient. 
Ihr Antrag auf Integrationskurs ist ab-

gelehnt worden – obwohl sie über ein 
EU-rechtlich geschütztes Freizügig-

keitsrecht verfügt. Auch über das Job-

center kann sie nicht verpflichtet wer-
den, weil dieses nicht zuständig ist. So 
zerstört man systematisch Teilhabe- 
und Arbeitsmarktperspektiven! 

Beide Entscheidungen – die Sabota-

ge der Integrationskurse und die Strei-
chung der Asylverfahrensberatung – 
müssen dem Innenminister persönlich 
zugerechnet werden. Sie entsprechen 

seiner ideologischen Grundhaltung. Er-
innert sich noch jemand an Dobrindts 
Äußerungen vor ein paar Jahren? Im 
Jahr 2018 prägte er einen Begriff, der 
anschließend zu Recht als „Unwort des 
Jahres“ gebrandmarkt wurde: „Anti-
Abschiebe-Industrie”. Dobrindt sagte 
damals: „Es ist nicht akzeptabel, dass 
durch eine aggressive Anti-Abschiebe-
Industrie bewusst die Bemühungen des 
Rechtsstaates sabotiert und eine weite-

re Gefährdung der Öffentlichkeit provo-

ziert wird.“ 

Das zeigt, was der jetzige Innenmi-
nister von rechtsstaatlichen Garan-

tien hält. Vermutlich sieht er – ent-
gegen der Realität – in der Asylver-
fahrensberatung einen Teil der „Anti-
Abschiebeindustrie“, der nun endlich 
das Handwerk gelegt werden kann. 
Ein hochgefährlicher Ansatz! In die-

ser Logik wäre jede sozialarbeiteri-
sche oder anwaltliche Tätigkeit, jede 
Unterstützung bei der Wahrnehmung 
der eigenen Rechte eine „Gefährdung 
der Öffentlichkeit“. 

Dobrindt sagte damals, im Jahr 
2018, noch etwas: Es sei die Zeit ge-

kommen für eine „konservative Revo-

lution der Bürger“. Und: „Wir unter-
stützen diese Revolution und sind ihre 
Stimme in der Politik.“ Die „konserva-

tive Revolution“ war ein Kampfbegriff 
der Neuen Rechten in den 60er Jahren, 

S
owohl das Ein-
stampfen der Asyl­
verfahrensberatung 

als auch die Sabotage der 
freiwilligen Integrationskur­
se durch das BMI erfolgt im 
Widerspruch zur deutschen 
Rechtslage und zu euro-
päischen Vorgaben.
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mit dem sie Bezug nahm auf die auto-

ritären, demokratieverachtenden Denk-

schulen der „Konservativen Revolution“ 
in der Weimarer Republik. Hatte Do-

brindt den rechtsautoritär besetzten 
Begriff bewusst genutzt oder war ihm 
seine Bedeutung nicht präsent? Das ist 
nicht überliefert. Aber er ist diplomier-
ter Soziologe, daher muss man ihm zu-

mindest unterstellen, dass er wusste, 
was er sagte.

Politik als Ideologie

Der jetzige Innenminister ist ein ra-

dikalisierter Konservativer. Sein von 
ihm selbst ausgerufener revolutionärer 
Kampf richtet sich zuallererst gegen Mi-
grant*innen und Geflüchtete. Die Kalt-
herzigkeit und Erbarmungslosigkeit die-

ser Ideologie zeigen sich nicht erst heute. 

Wie das Innenministerium die existen-

ziell bedrohten Menschen aus Afghanis-

tan verraten und die Aufnahmezusagen 
zurückgezogen hat, wie die Bundesre-

gierung das Grundrecht auf Schutz der 
Familie für subsidiär geschützte Perso-

nen ignoriert und menschliches Leid 
bewusst produziert hat zur Vermeidung 
vermeintlicher „Pull-Faktoren“, war be-

reits Teil dieses Kampfes. Ebenso die 
Verbreitung von Angst und Schrecken 
unter nicht-deutschen Staatsangehöri-
gen durch Abschiebungen nach Afgha-

nistan und Syrien, für die ohne Berüh-

rungsängste mit Terrororbanden ver-
handelt wird.

Leider agiert der Innenminister nicht 
allein. Teile der Union stehen hinter ihm 
(Stichwort: „Migrationswende“). Die 
Konservativen haben auf europäischer 
Ebene keine Skrupel mehr damit, ihre 
radikale Agenda zusammen mit Rechts-

extremist*innen, Nationalist*innen und 
EU-Feinden durchzusetzen, wie eine Ab-

stimmung vor wenigen Tagen gezeigt 
hat.

 Und dennoch, oder gerade deshalb: 
Sozialdemokrat*innen, Fachpolitiker*-

innen, besonnene christdemokratische 
Abgeordnete und die Landesregierun-

gen müssen dem Innenministerium nun 
die Grenzen aufzeigen, die es sonst im-

mer so wichtig findet. Die Integrations-

kurse und die Asylverfahrensberatung 
sind dafür geeignete Anlässe. Wir alle 
müssen allerdings aufpassen, dass das 
eine nicht zur Verhandlungsmasse für 
das andere wird. 

Claudius Voigt ist Mitarbeiter „Gemein-

nützige Gesellschaft zur Unterstützung 
Asylsuchender e.V.“ in Münster (GGUA)

Fachpolitiker* innen,  
besonnene Abgeord­

nete und die Landes­

regierungen müssen dem 

Innenministerium nun die 
Grenzen aufzeigen, die es 
sonst immer so wichtig 
findet
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W
ährend die Tech-Welt 
hyperventiliert, weil KI- 
Agenten angeblich Start-
ups gründen, Termi-

ne managen und vermutlich bald ihren 
eigenen Burn-out kuratieren, geht Rent-
ahuman den nächsten logischen Schritt: 
Wenn die Maschine schon denkt, plant 
und optimiert – warum sollte sie nicht 
auch delegieren? Irgendwer muss 
schließlich die handwerkliche Arbeit 
verrichten. Und wer, wenn nicht die 
Krone der Schöpfung?

Hunderttausende sollen sich regist-
riert haben, um im Auftrag von Algorith-

men E-Mail-Konten zu eröffnen oder 
Umfragen durchzuführen. Bezahlt wird 
in Kryptowährung – also in jener be-

sonders greifbaren Form von Geld, die 
hervorragend zur von der KI delegier-
ten Arbeit passt: Man schwitzt real und 
bekommt dafür etwas, das man nur 
mit Fantasie anfassen kann. Hornhaut 
gegen Blockchain. Evolution rückwärts.

Die Gründer verkaufen das als Eman-

zipation. Endlich ein Chef, der nicht 
schreit. Stimmt: Der Algorithmus 
schreit nicht. Er priorisiert. Er opti-

miert. Er ersetzt. Keine Launen, nur 
Logik. Der alte Vorgesetzte hatte we-

nigstens einen Puls. Der neue hat ein 
Update.

Neu ist das alles allerdings kaum. 
Menschen waren schon immer flexi-
bel buchbar, modular einsetzbar und 
austauschbar. Jetzt heißt das nur nicht 
mehr „Arbeitsmarkt“, sondern „Platt-

form“. Früher gab es Arbeitspläne am 
Aushang, heute Eingaben auf der Be-

fehlszeile. Der Rest bleibt: Einer denkt, 
ein anderer macht sich auf zur Schicht.

Und doch verschiebt sich etwas. Die 
KI war einmal Werkzeug und ein Ham-

mer mit WLAN. Jetzt verteilt der Ham-

mer Aufgaben, und der Nagel mel-
det sich freiwillig. Die Maschine de-

legiert, der Mensch führt aus. Wir hat-

ten Angst, ersetzt zu werden. Stattdes-

sen werden wir befördert. Zum Assis-

tenten unseres eigenen Tools.

Das eigentlich Ätzende daran: Die 
meisten Jobs dienen vor allem dazu, 
den KI-Hype weiter zu befeuern. Men-

schen arbeiten, damit Algorithmen 
autonom wirken. Bot-Propaganda im 
Schweiße unseres Angesichts. Die Bla-

se füttert sich selbst. Jetzt auch mit 
Muskelkraft.

Vielleicht ist das die ehrlichste Form 
der Arbeitsteilung. Die KI rechnet, wir 
schuften. Sie plant, wir erscheinen. Sie 
kassiert die Vision, wir die Kryptowäh-

rung. Und solange sie noch kein Werk-

zeug halten kann, bleiben wir system-

relevant. Als letzte analoge Schnittstel-
le zwischen WLAN- Router und Straße.

Man muss es der Maschine lassen: 
Sie hat die Hierarchie nicht zerstört. Sie 
hat sie nur effizienter gemacht.

Arbeitsteilung 2.0
Der Mensch als Servicekraft der Maschine

Von Johannes Gast

Es war nur eine Frage der Zeit,  

bis wir uns selbst zur buchbaren  

Ressource erklären. Auf der  

Internetplattform Rentahuman 
dürfen KI‑Agenten jetzt Menschen 

beauftragen, Aufgaben in der 
analogen Welt zu erledigen.  

„Finden Sie menschliche Arbeits‑

kraft für den KI­Agenten“,  
heißt es dort. Endlich die ange‑

messene Bezeichnung: Wir sind 

nur noch humane Randfiguren. 
Spielmasse.

Bild: Agneta Becker
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Dass die Situation auf dem  

Wohnungsmarkt in Münster einer 

Katastrophe gleicht, dürfte allge‑

mein bekannt sein. Gleicht doch 

die teils hoffnungslose Suche nach 
adäquatem Wohnraum einer eben 

solchen. Das Wohlfühlen in den 

eigenen vier Wänden sollte als 

wichtige Basis für ein gelingendes 
Leben begriffen werden. Ist diese 
nicht da, ist es eigentlich unmög‑

lich, sich den anderen Widrigkei‑

ten und Aufgaben des Lebens  

zu widmen. 

Mietobergrenzen als  
zusätzliche Hürde

Auch gutverdienenden Menschen 
fällt es zunehmend schwer, angemes-

senen und bezahlbaren Wohnraum zu 
finden. Wie ist da erst die Situation bei 
den einkommensschwächsten Perso-

nengruppen? Knappe Antwort: düster. 

Bei den Menschen, die existenzsi-
chernde Sozialleistungen nach dem 
SGB II und SGB XII beziehen, kommt 
eine zusätzliche, erhebliche Einschrän-

kung hinzu: Sie können nicht einfach so 
eine Wohnung anmieten. Es gilt bei ih-

nen die so genannte Angemessenheits-

grenze (= Mietobergrenze), im Rahmen 
der „Bedarfe für Unterkunft und Hei-
zung“. Die Angemessenheitsgrenzen 

zeigen an, bis zu welchem Wert Leis-

tungsberechtigte die Wohnung über 
das Jobcenter/Sozialamt bezahlt be-

kommen. Für einen 2-Personenhaus-

halt in Münster aktuell z.B. 746,20€ 
Bruttokaltmiete, das heißt die kalten 
Nebenkosten sind hier bereits enthal-
ten. Zusätzlich werden lediglich die 
angemessenen Heizkosten übernom-

men. Aus diesem Spannungsfeld her-
aus können sich für Leistungsberech-

tigte existenzielle Notlagen ergeben. 

Diese werden ab dem 01.07.2026 mit 
den von der Bundesregierung geplan-

ten Gesetzesänderungen zum SGB II 
nochmals verstärkt. Wurden die tat-
sächliche Mietkosten – bei Personen-

gruppen, die neu im Leistungsbezug 
sind zuletzt noch für ein Jahr (die so-

Und täglich grüßt die 
Wohnungsnot

Alte und neue Problemlagen im SGBII/SGBXII-Bezug 
Von Julian Entrup
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genannte „Karenzzeit“) in der vollen 
Höhe übernommen, geschieht dies in 
Zukunft nur noch gedeckelt auf das 
1,5-fache der Angemessenheitsgren-

ze. Anschließend wird man dann auf-
gefordert, die Kosten durch z.B. Unter-
vermietung oder eben Umzug zu sen-

ken. In der Regel wird einem hierfür 6 
Monate Zeit eingeräumt (sogenanntes 
„Kostensenkungsverfahren“). In Aus-

nahmefällen kann hier auch eine Ver-
längerung stattfinden. Dann jedenfalls, 
wenn konkret nachgewiesen werden 
kann, dass sich ausreichend um Kos-

tensenkung bemüht wurde. Diese Be-

mühungen darzulegen, kann wieder-
um zu weiteren Schwierigkeiten und 

Problemen führen. Hierauf im Einzel-
nen einzugehen, würde an dieser Stel-
le zu weit führen. Sinnvoll ist es hier 
auf jeden Fall, sich Rat einzuholen bei 
den Sozialberatungen. 

Nach dem halben Jahr wird die Mie-

te dann nur noch bis zur regulären An-

gemessenheits- bzw. Mietobergrenze 
gezahlt. Menschen, die z.B. aufgrund 
einer Lebenskrise in den SGBII-Bezug 
geraten sind und deren Einkommen 
vormals gereicht hat, um eine solide 
Wohnung zu finanzieren oder Paare im 
Leistungsbezug, die sich trennen, ste-

hen somit schneller denn je vor existen-

zieller Not und sind akut von Armut be-

troffen. Die Dramatik ist hier offensicht-
lich: Liegt die Miete über dieser Grenze, 
bleibt Leistungsberechtigten nichts an-

deres übrig, als den Rest aus dem Regel-
bedarf oder aus Ersparnissen zu finan-

zieren. Also noch einmal weniger Geld 
für Kleidung, Kultur, Essen etc. 

Die Differenz zwischen dem, was die 
Jobcenter für Leistungen der Unter-
kunft ausgeben und dem, was Leis-

tungsberechtigte im SGBII-Bezug tat-
sächlich zahlen, lag 2024 deutsch-

landweit bei 494 Millionen EUR. 
Man spricht hier von der sogenann-

ten „Wohnkostenlücke“. 334.000 Be-

darfsgemeinschaften bekamen nicht 
die tatsächlichen Ausgaben für Unter-
kunft und Heizung erstattet. Diejeni-
gen, die davon betroffen waren, muss-

ten durchschnittlich rund 116 Euro im 
Monat selber finanzieren. Im Einzelfall 
kann diese Summe auch mal deutlich 
höher ausfallen. 

Schlicht und einfach  
nicht genug günstiger 
Wohnraum

Versucht man dann eine Wohnung im 
Rahmen der Angemessenheitsgrenzen 
zu finden, wird man schnell feststellen, 
dass es eine solche kaum gibt. Man 
muss sich nur einmal den „Spaß“ ma-

chen und auf kleinanzeigen.de, „WG-
Gesucht“ oder bei der Wohn- und 
Stadtbau für 2 Personen nach einer 
Wohnung innerhalb der Angemes-

senheitsgrenzen suchen. Das Ergebnis 
wird ernüchternd sein. Und wenn doch 
einmal etwas passen könnte, dann oft-

mals in Außenbezirken. Selbst wer im 
Hinblick auf die Wohnungssuche alles 
nur Erdenkliche unternimmt (Inserate, 
sich auf die Listen der Wohnungsverei-
ne setzen lassen, Ebay Kleinanzeigen, 
schwarze Bretter nutzt, Laternenpfäh-

le mit Gesuchen beklebt, etc.) wird 
feststellen, dass die Suche für viele fast 
hoffnungslos ist. Wer dann z.B. noch 
über kein Vitamin B verfügt, Schufa-
Einträge hat, unter einer psychischen 
Erkrankung leidet oder – noch schlim-

mer – einen ausländischen Nachna-

men hat, kann bis zum Sankt-Nimmer-
leins-Tag suchen. 

Eine Gesetzesänderung,  
die Ver mieter:innen  
abschrecken wird

Ein weiterer Punkt, der für Kritik 
sorgt: VermieterInnen, die an Leis-

tungsberechtigte vermieten, müssen, 

wenn es nach dem Plan der Bundes-

regierung geht, in Zukunft auf An-

frage des Jobcenters/Sozialamtes 
Auskünfte erteilen, hinsichtlich Zah-

lungsmodalitäten, Höhe der Miet-
zahlungen etc. Werden Beweismit-
tel nicht oder nicht rechtzeitig vorge-

legt, können Bußgelder bis zu 2000 € 
verhängt werden. Dies macht es für 
Vermietende noch unattraktiver (als 
ohnehin schon) an Leistungsberech-

tigte zu vermieten.

Staatliche Bestrebungen, wie der 
Aktionsplan der Bundesregierung 
Wohnungs- und Obdachlosigkeit bis 
2030 zu überwinden oder die Initia-

tive „Endlich ein Zuhause“ vom Land 
NRW, die ebenfalls (drohende) Woh-

nungslosigkeit bekämpfen soll, wer-
den mit solchen Gesetzesänderun-

gen teils ad absurdum geführt. Zu-

nehmende Demokratieverdrossen-

heit und allgemeine Unzufriedenheit 
gegenüber staatlichem Handeln ge-

hen hiermit einher. 

Ein wenig Hoffnung besteht zumin-

dest in der Hinsicht, als dass die Prob-

lematik quasi omnipräsent ist und bei 
vielen Playern im sozialen Sektor – 
von kleinen Beratungsstellen über die 
großen Wohlfahrtsverbände und in 
Teilen der Politik – oftmals ganz oben 
auf der Tagesordnung steht. Wir blei-
ben dran.

Julian Entrup ist Mitarbeiter des 
Sozialbüros im Cuba

Selbst wer im Hinblick auf die Wohnungssuche alles  
nur Erdenkliche unternimmt wird feststellen, dass die Suche 
fast hoffnungslos ist

Z U M  L E B E N  Z U  W E N I G  _ 
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Die traditionsreiche Aschendorff­
Gruppe gibt ihre Tageszeitung 

„Westfälische Nachrichten“ ab – 
ein Einschnitt für Münster. Wäh‑

rend wirtschaftliche Argumente 
für den Zusammenschluss spre‑

chen, wächst zugleich die Sorge 

vor schwindender publizistischer 
Vielfalt und zunehmender Me‑

dienkonzentration.

Ein Einschnitt für die 
Medienlandschaft

Der Verkauf der „Westfälischen Nach-

richten“ (WN) durch die Aschendorff-
Gruppe an die Rheinische Post markiert 
eine der bedeutendsten Veränderun-

gen in der nordrhein-westfälischen Me-

dienlandschaft der vergangenen Jahre. 
Über Jahrzehnte hinweg war die WN 
nicht nur eine Zeitung, sondern ein prä-

gender Bestandteil des öffentlichen Le-

bens in Münster und im Münsterland.
Mit der Übernahme entsteht ein Me-

dienverbund, der weit über die Grenzen 
von Westfalen und dem Rheinland hin-

ausreicht. Neben Tageszeitungen gehö-

ren auch Beteiligungen an privaten Ra-

diosendern und weiteren Medienfor-
maten zum Portfolio. Diese Bündelung 
wirft grundlegende Fragen auf: Wer be-

stimmt künftig die Themen? Wie unab-

hängig bleibt der Lokaljournalismus? 
Und wie reagiert die Stadtgesellschaft 
auf diese Entwicklung?

Die Rolle der Aschen‑
dorff­Gruppe in Münster

Die Aschendorff-Gruppe war über Ge-

nerationen hinweg weit mehr als ein 
Verlagshaus. Sie war ein zentraler Ak-

teur im öffentlichen Diskurs der Stadt 
Münster. Mit den „Westfälischen Nach-

richten“ stellte sie das dominante lo-

kale Medium. Und in vielen Bereichen 
faktisch ohne ernsthafte Konkurrenz.

Diese Position brachte Einfluss mit 
sich. Die Berichterstattung der WN 
prägte politische Debatten, begleite-

te städtische Großprojekte und setzte 
Themen, die weit über den Nachrich-

tenwert hinaus Wirkung entfalteten. 
Kritiker bemängelten immer wieder 

_  M Ü N S T E R 

Der Verkauf der  
„Westfälischen Nachrichten“ 

und die Folgen

Der R(h)einfall 
von Münster

von Henrik Buchbinder
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eine gewisse Nähe zu politischen und 
wirtschaftlichen Eliten der Stadt. Befür-
worter hingegen verwiesen auf die Sta-

bilität und Verlässlichkeit eines gewach-

senen lokalen Medienhauses.
Besonders im Bereich der kommuna-

len Politik galt: Was in den WN stand – 
oder eben nicht stand – hatte Gewicht. 
Die Zeitung fungierte als Filter und Ver-
stärker zugleich. Diese Rolle wird nun 
neu verteilt, zumindest theoretisch.

Rheinische Post:  
Expansion und Strategie

Die Rheinische Post verfolgt seit Jahren 
eine klare Expansionsstrategie. Durch 
den Erwerb regionaler Titel und Betei-
ligungen entsteht ein Netzwerk, das Sy-

nergien nutzen und wirtschaftliche Risi-
ken besser abfedern soll. In Zeiten sin-

kender Printauflagen und wachsen-

der digitaler Konkurrenz erscheint die-

ser Schritt aus unternehmerischer Sicht 
logisch.

Doch mit der wirtschaftlichen Lo-

gik geht auch eine strukturelle Verän-

derung einher: Zentralisierung. Inhal-
te könnten stärker gebündelt, Redaktio-

nen zusammengelegt und Entscheidun-

gen nicht mehr ausschließlich vor Ort 
getroffen werden. Für den Lokaljourna-

lismus birgt das Chancen – etwa durch 
bessere Ressourcen – aber auch Risi-
ken, insbesondere den Verlust lokaler 
Eigenständigkeit.

Medienkonzentration  
und ihre Folgen

Die entstehende Medienkonzentra-

tion ist einer der zentralen Kritikpunkte. 
Wenn wenige große Anbieter den Markt 
dominieren, kann dies langfristig die 
Vielfalt der Perspektiven einschränken. 
Gerade im Lokaljournalismus, der stark 
von Nähe, Kenntnis und Vertrauen lebt, 
ist Vielfalt ein entscheidender Faktor.

Ein Beispiel: Wenn mehrere Zeitungen 
und Radiosender zu einem Verbund ge-

hören, besteht die Gefahr, dass The-

men ähnlich gewichtet oder identisch 
aufbereitet werden. Unterschiedliche 
Blickwinkel, investigativer Wettbewerb 
und kritische Distanz könnten darunter 
leiden.

Gleichzeitig argumentieren Befürwor-
ter, dass nur größere Einheiten wirt-
schaftlich überlebensfähig sind. Ohne 
solche Zusammenschlüsse drohe im 
schlimmsten Fall das vollständige Ver-
schwinden lokaler Medienangebote.

Reaktionen in der 
Stadtgesellschaft

In Münster wird der Verkauf aufmerk-

sam und durchaus ambivalent diskutiert. 
Während einige den Schritt als notwen-

digen Modernisierungsschub sehen, 
äußern andere deutliche Bedenken.

Ein Teil der Stadtgesellschaft zeigt sich 
pragmatisch: Die wirtschaftlichen He-

rausforderungen der Medienbranche 
seien bekannt, und Zusammenschlüsse 
eine logische Folge. Entscheidend sei, 
dass die Qualität der Berichterstattung 
erhalten bleibe.

Andere Stimmen sind kritischer. Be-

sonders aus journalistischen, akademi-
schen und zivilgesellschaftlichen Krei-
sen kommt die Sorge, dass mit der 
Übernahme ein Stück publizistischer 
Unabhängigkeit verloren gehen könnte. 
Die Frage, ob künftig noch ausreichend 
Raum für kontroverse, auch unbeque-

me Themen bleibt, steht im Raum.
Auch die emotionale Komponente 

spielt eine Rolle: Die WN waren für vie-

le Münsteranerinnen und Münsteraner 
ein Stück Heimat. Der Verkauf wird da-

her nicht nur als wirtschaftlicher Vor-
gang, sondern als kultureller Einschnitt 
wahrgenommen.

Trotz all dieser Verlautbarungen ist 
der Eindruck, dass die Übernahme der 
WN doch eher achselzuckend hinge-

nommen wird. Von einem „Aufschrei“ 
ist nämlich rein gar nichts zu hören.

Die Zukunft des 
Lokaljournalismus

Die zentrale Frage bleibt: Wie ent-
wickelt sich der Lokaljournalismus in 
Münster unter den neuen Eigentums-

verhältnissen? Optimistische Szena-

rien gehen davon aus, dass größe-

re Strukturen Investitionen in digitale 
Angebote ermöglichen und journalis-

tische Qualität sichern können. Neue 
Formate, datengetriebene Recherchen 

und multimediale Berichterstattung 
könnten profitieren.

Pessimistischere Einschätzungen be-

fürchten hingegen einen schleichenden 
Abbau lokaler Redaktionen, standardi-
sierte Inhalte und eine stärkere Orien-

tierung an wirtschaftlichen Kennzahlen 
statt an publizistischer Relevanz.

Entscheidend wird sein, ob es gelingt, 
lokale Kompetenz und Eigenständigkeit 
zu bewahren. Lokaljournalismus lebt 
von Nähe. Zu den Menschen, zu den 
Themen, zur Stadt. Diese Nähe lässt 
sich nicht beliebig zentralisieren.

Zwischen wirtschaftlicher 
Notwendigkeit und demokra‑
tischer Verantwortung
Der Verkauf der „Westfälischen Nach-

richten“ steht exemplarisch für die 
Transformation der Medienbranche 
insgesamt. Ökonomischer Druck zwingt 
zu neuen Strukturen, doch gleichzeitig 
wächst die Bedeutung unabhängiger, 
vielfältiger Berichterstattung für die de-

mokratische Öffentlichkeit.
Für Münster bedeutet dies eine Pha-

se des Übergangs. Die kommenden 
Jahre werden zeigen, ob der neue Me-

dienverbund seine Größe nutzt, um 
Qualität und Vielfalt zu stärken. Oder 
ob die befürchtete Konzentration tat-
sächlich zu einer Verengung des Mei-
nungsspektrums führt.

Fest steht: Die Aufmerksamkeit der 
Stadtgesellschaft ist geweckt. Und sie 
wird beobachten, wie sich „ihre“ Zei-
tung unter neuen Vorzeichen verändert. 
Und dass der Verkauf nicht zu einem pu-

blizistischen R(h)einfall wird. 

M Ü N S T E R  _ 

Die kommenden  
Jahre werden zei­
gen, ob der neue 

Medienverbund seine Grö­

ße nutzt, um Qualität und 
Vielfalt zu stärken. Oder ob 
die befürchtete Konzent­
ration tatsächlich zu einer 
Ver engung des Meinungs-
spektrums führt.

 M Ü N S T E R
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In einer Zeit wirtschaftlicher und 
sozialer Herausforderungen, posi‑

tioniert sich WelcomeMünster e.V. 
mit einer klaren Vision gegen Ras‑

sismus und für nachhaltige Inklu‑

sion. Zu diesem Zweck schafft der 
Verein Begegnungsorte für Men‑

schen, mit und ohne Flucht‑ oder 

Migrationserfahrung, unabhängig 
von ihrem sozialen Hintergrund.

Das multidisziplinäre Team des 
Vereins schafft Räume, in 
denen sich Menschen durch 

Kunst, Theater, Essen, Musik 
und vieles mehr ausdrücken können. 
Dafür organisiert der Verein regelmä-

ßig Feste, Veranstaltungen und das 
Welcome Café, ein wichtiger Beitrag 
zur Förderung von Chancengleichheit 
mit kostenlosen Angeboten.

„Bei Kaffee und Frühstück ergeben 
sich bessere Möglichkeiten, miteinan-

der ins Gespräch zu kommen. Wir hö-

ren Musik oder spielen gemeinsam et-
was. Dabei haben wir immer ein offe-

nes Ohr für Fragen und unterstützen 
uns gegenseitig“, sagt Olivia Gaggstat-
ter, Vorstandsmitglied bei Welcome-

Münster. „Darüber hinaus wird dort, 
zum Beispiel beim gemeinsamen Früh-

stück, auch über wei-
tere soziale Hilfsange-

bote und andere Or-
ganisationen infor-
miert und sich ausge-

tauscht“, erzählt sie 
über einen offenen 
Ort für Menschen, egal 
von welchem Hinter-
grund, aber mit Freu-

de am Austausch. Im 
A.cat Café, an der Her-
warthstraße 7 in Müns-

ter, sind alle - jeden Samstag von 11 bis 
14 Uhr - herzlich eingeladen.

Die weiteren Projekte von Welcome-

Münster e.V. richten sich an alle ge-

sellschaftlichen Gruppen, darunter 
Kinder, Jugendliche, Nicht-Studieren-

de, Arbeitssuchende, ältere Menschen 
sowie Personen in schwierigen sozia-

len oder wirtschaftlichen Situationen.
Am 21. April fand in der Baracke das 

Welcome-Frühlingsfest statt. Dank der 
Unterstützung von Foodsharing und 
der Küfa, gab es dort vielfältiges Es-

sen für jeden Geschmack. Außerdem 
wurden Siebdruckaktionen, Konzer-
te von „The Magnolians“ und „Neuro-

divergencia Tropical“, Kinderschmin-

ken, Improtheater, eine Feuershow so-

wie Kennenlernspiele angeboten. Das 
Fest ermöglichte einen lebendigen und 
vielfältigen kulturellen Austausch.

„Neben der Schaffung von Begeg-

nungsorten und der praktischen Unter-
stützung bei verschiedensten Her-
ausforderungen stellt insbesonde-

re die politische Bildungsarbeit einen 
Schwerpunkt der Vereinsarbeit dar“, 
ergänzt Juan Guiterrez, Vorstandsmit-
glied bei WelcomeMünster e.V. Die-

se Aussage machte er auch am 1. Mai 
beim ersten Redebeitrag der Tanzde-

mo, unter dem Motto: „Tanzdemo für 
gesellschaftlichen Zusammenhalt“, die 
mit Unterstützung junger Menschen 
und lokaler Kulturschaffender organi-
siert wurde.

In Zeiten, in denen konkrete Lösun-

gen für Teile der Gesellschaft fehlen, 
sogar Mittel im Bereich Inklusion ge-

kürzt werden, sind die kostenlosen 
Angebote des Vereins ein Weg zum 
Aufbau nachhaltiger Netzwerke und 
Kooperationen.
Infos: welcomemuenster.de

Welcome 
Münster 
Ist ein Verein für gesellschaftlichen 
Zusammenhalt
Von Hans Römer Santaella 

Die Projekte des Vereins ermöglichen den  
Austausch zwischen Menschen mit und ohne 
Fluchterfahrung – Fotos: WelcomeMünster e.V.

Welcome Brunch

_  M Ü N S T E R 
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Nach der Überholung der klang‑

gewaltigen Schuke­Orgel setzt der 
Lamberti­Kantor nun die Konzert‑
reihe ‚Orgelpunkt‘ fort. Eine Kultur 

der Stille bringt in der B­Side am 
Hafen Menschen zusammen.

Nachts wirkt die beliebte ‚Him-

melsleiter‘ der Wiener Künst-
lerin Billi Thanner an St. Lam-

berti von weithin als einfa-

cher senkrechter Strich wie ein Werk 

konkreter Kunst, dessen gegenständ-

liche Form nur bei Tageslicht in der 
Nähe zu erkennen ist. Damit mar-

kiert die Installation die Kirche als 
das, was sie schon immer war, lange 
bevor das Wort von „Kulturkirchen“ 
aufkam, mit dem die religiöse Institu-

tion ihre Relevanz in Zeiten schwin-

dender Gottesdienstbesucher be-

haupten will: ein Raum der Künste. 
Mit großen Werken der Orgellitera-

tur setzt Maximilian Betz in der Kon‑

zertreihe ‚Orgelpunkt‘ dem Strich 

am Kirchturm wieder einen deutli-
chen Punkt zum Ausrufezeichen hin-

zu: „Hier passiert Kultur!“ Wie es sich 
für die Kirche als Ort außerhalb von 
Effizienz-Logiken gehört, ist der Be-

such gratis. Aber mit Musik von Bach 
bis zu den Heroen der französischen 
Orgelsymphonik und einigen Überra-

schungen natürlich alles andere als 
umsonst.

Stille statt Klanggewalt

Ganz andere Gratiskultur findet 
mit dem Silent Book Club jeweils am 
ersten Mittwoch eines Monats um 
19:00 Uhr in der B‑Side statt: Men-

schen treffen sich zum gemeinsamen, 

Orgelpfeifen  
und stille Lauscher
Zweimal Kultur umsonst
Von Jan Rinke

 M Ü N S T E R
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Konzertreihe ‚Orgelpunkt‘,  
jeden Donnerstag, 17:00 Uhr;  
St. Lamberti, Lambertikirchplatz 1, 
48243 MS

Silent Book Club, B-Side,  
Am Mittelhafen 42, 48155 MS 

stillen Lesen mit mitgebrachten Bü-

chern. Statt allein auf dem Sofa oder 
einer Parkbank zu schmökern, ent-
steht hier eine kollektive Konzentra-

tion literarischen Vergnügens, das im 
Austausch über Erlebtes und Erlese-

nes entspannt.
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System aus Druck und Kontrolle zemen-

tiert, das in weiten Teilen offen verfas-

sungswidrig ist. Insbesondere vulnerable 
Gruppen, wie etwa psychisch kranke Men-

schen, werden dabei unter die Räder 
kommen. 

Diese Politik verkennt die Lebensrealitä-

ten der Betroffenen und drängt sie syste-

matisch in Armut, prekäre Beschäftigung 
oder gar in die Obdachlosigkeit.

Dieses Gesetz unterminiert die Rechte 
derer, die auf staatliche Hilfe angewiesen 
sind. Es ist ein gefährlicher Schritt hin zur 
Demontage von Sozialstaat und Demo-

kratie und wird dazu führen, dass Men-

schen das Vertrauen in den Staat dauer-
haft verlieren. Das Gesetz fungiert dabei 
als Meilenstein für den Abbau des Sozial-
staats mit der Brechstange – einzig zu-

gunsten einer weiteren Ausweitung des 
Nie drig lohnsektors.

 Die Bundesregierung geht dabei zügig 
vor: Während der administrative Umbau 
Zeit hat, wurde die schärfste Waffe, die 
100-Prozent-Sanktionen ab sofort scharf  -  
geschaltet.

(Harald Thomé / Tacheles 
Online-Redaktion)

Rudolstadt Festival 2026
Jedes Jahr berichtet die Sperre vom 
Musikfestival in Rudolstadt / Thü-

ringen (siehe zuletzt Sperre Früh-

jahr 2026, Seite 22 ff.). Dieses Jahr 
findet es vom 2. Juli bis 5. Juli statt. 
Hierzu ein Vorbericht auf:
https://proscript.de/aufgspuit/
(ct)

Kurznachrichten
& Urteile
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1. Mai macht wieder Spaß
Zwar gab es auch die langatmige 1. 

Mai-Rede des Gewerkschafters, aber 
auch deutliche Bewegung auf der Straße 
und kurze knackige Beiträge der Gewerk-

schaftsjugend. Viel mehr Leute, vor al-
lem viele junge Menschen waren aktiv – 
lustvoll, kreativ, kraftvoll trugen sie ihre 
Meinung und ihre Forderungen in die 
Welt.

Die aktuellen Entwicklungen in der Ar-

beits- und Sozialpolitik rufen den Wider-

stand: Die Drohungen aus rechten Krei-
sen gegen Arbeitsrechte (8-Stunden-Tag, 
Lohnfortzahlung bei Krankheit), gegen 
den Sozialstaat (Krankenversicherung, 
Renten, Grundsicherung) und gegen 
grundsätzliche gesellschaftliche Stan-

dards (Butter statt Kanonen) werden fre-

cher, sie werden als Klassenkampf von 
oben wahrgenommen. Aber viele stellen 
sich dagegen. Das sieht man gerne! 
(avo)

Die sofortige Wieder­
einführung der 100‑Prozent‑ 
Sanktionen und die Folgen
Am 22. April 2026 wurde das 13. SGB II-

Änderungsgesetz verkündet. Damit ist 
das Bürgergeld Geschichte und wird zum 
1. Juli 2026 durch das neue „Grundsiche-

rungsgeld“ ersetzt. Doch während der 
Großteil der Reform erst im Sommer 
greift, tritt das Lieblingsprojekt von Merz, 
Linnemann und Spahn – die 100-Prozent-
Sanktionen für sogenannte „Totalverwei-
gerer“ – bereits am Tag der Verkündung in 
Kraft. 

Die Bundesregierung etabliert damit 
ein Sanktionsregime, das in weiten Tei-
len restriktiver ausfällt als das frühere 
Hartz-IV-System – jenes System also, 
dessen Sanktionspraxis bereits durch 
das Bundesverfassungsgericht begrenzt 
wurde. Die Reform markiert einen histo-

rischen Richtungswechsel: Sie hinterlässt 
ein Grundsicherungsrecht, das sich schär-
fer gegen Menschen in Armut richtet als 
jede Phase des deutschen Sozialrechts 
seit 1945.

Dieses Gesetz ist „Union pur“: Mit Un-

terstützung der SPD wird ein autoritäres 

Fo
to

: A
rn

ol
d 

Vo
sk

am
p



33

Urteile

Untervermietung:  
Gewinn durch den Haupt‑
mieter ist unzulässig
Der Bundesgerichtshof hat entschieden, 

dass eine – über die Deckung der woh-

nungsbezogenen Aufwendungen hinaus-

gehende – Gewinnerzielung des Mieters 
durch die Untervermietung des Wohn-

raums nicht zulässig ist. Also keine Ge-

winne mit Untervermietung.
BGH, Urteil vom 28.01.2026,  
Az. VIII ZR 228/23

Diskriminierung bei der  
Wohnungssuche

Im konkreten Fall gab es hinreichende 
Anhaltspunkte für eine Benachteiligung 
einer Klägerin aus ethnischen Gründen. 
Sämtliche von der Klägerin unter ihrem 
pakistanischen Namen gestellten Anfra-

gen wegen eines Termins zur Wohnungs-

N I C H T  S P E R R I G  _  N I C H T  S P E R R I G

besichtigung seien abschlägig beschieden 
worden. Alle drei unter deutschen Na-

men gestellten Anfragen hätten hingegen 
zur zeitnahen Zusage eines Besichti-
gungstermins geführt. 

Das Berufungsgericht hat anerkannt, 
der Klägerin stehe somit ein Anspruch auf 
Ersatz immateriellen Schadens wegen ei-
ner Benachteiligung aus ethnischen 
Gründen zu.

BGH, Urteil vom 29.01.2026,  
Az. I ZR 129/25

Berechtigtes Interesse an  
Untervermietung nach Auszug 
eines Mitmieters

Der Wunsch der verbleibenden Mieter, 
durch Untervermietung ihren Mietanteil 
nach dem Auszug eines Mitmieters zu re-

duzieren und so einen Wohnungsverlust 
zu vermeiden, stellt ein berechtigtes Inte-

resse gemäß § 553 Abs. 1 S.1 BGB dar. 
Eine Zustimmung zur Untervermietung ist 
dann zu erteilen.

Bundesgerichtshof, Beschluss vom 
07.10.2025, Az. VIII ZR 11/24

Kurzarbeitergeld  
und vorübergehender  
Arbeits ausfall

Kurzarbeitergeld setzt einen vorüberge-

henden Arbeitsausfall voraus.
Ein solcher liegt nur vor, wenn mit hin-

reichender Wahrscheinlichkeit eine 
Rückkehr zur Vollarbeit absehbar ist. Ist 
absehbar, dass der Arbeitsausfall die Be-

zugsdauer deutlich überschreitet, fehlt 
es an der Vorübergehens-Prognose.
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Auch der Ukraine-Krieg begründet keine 
ausreichende Prognose für eine baldige 
Normalisierung.

LSG Nordrhein-Westfalen,  
Urteil vom 11.12.2025 – L 9 AL 140/24

Mehrbedarf für erwerbs‑
fähige behinderte Menschen 
sowie die Übernahme von  
Kfz‑Reparaturkosten

Den Mehrbedarf für Behinderte (§ 21 Abs. 
4 SGB II) erhält man nicht, wenn er nicht 
vom Antragsteller nachgewiesen wurde. 
Nicht bereits der Anspruch auf diese Leis-

tungen oder Hilfen oder bereits deren Be-

willigung, sondern erst die tatsächliche 
Durchführung der Maßnahme löst den An-

spruch auf einen Mehrbedarfszuschlag aus. 
Der Kläger hat nicht nachgewiesen, dass 

er eine entsprechende Leistung zur Teilha-

be am Arbeitsleben tatsächlich erhält. Viel-
mehr hat er lediglich auf den bei ihm vorlie-

genden Grad der Behinderung (50 bzw. 80 
ohne Anerkennung des Nachteilsausgleichs 
„G“ bzw. „aG“) hingewiesen. Dieser allein 

begründet jedoch keinen Mehrbedarf nach 
§ 21 Abs. 4 SGB II. Der schwerbehinderte 
Kläger ohne Merkzeichen G bzw. aG hat 
auch keinen Anspruch auf Übernahme von 
Reparaturkosten für sein Kfz. 

Die Unabweisbarkeit des Bedarfs ist nicht 
gegeben, da die Möglichkeit der Nutzung 
eines Kfz nicht zum menschenwürdigen 
Existenzminimum gehört (BVerfG, Be-

schluss vom 23.07.2014 – 1 BvL 10/12). Da-

mit sind auch die Reparaturkosten nicht 
existenznotwendig.

LSG NRW, Urteil v. 26.02.2026 –  
L 7 AS 1396/23   
(Quelle: Sozialgerichtsbarkeit.de) 
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Montag 10:00 – 14:00 Uhr SERVICEZEIT

Dienstag 10:00 – 14:00 Uhr SERVICEZEIT
 14:00 – 16:00 Uhr Ideenschmiede
 16.00 – 18:00 Uhr Computerkurs

Mittwoch 10:00 – 11:30 Uhr Der Pflanzendoktor
 11:30 – 13:00 Uhr Teamsitzung und - Schulung
 14:00 – 16:00 Uhr Sprachkurs
 16:00 – 18:00 Uhr Offener Treff

Donnerstag 10:00 – 14:00 Uhr SERVICEZEIT
 14:00 – 18:00 Uhr Frauennachmittag
Freitag 10:30 – 13:00 Uhr Freitagsfrühstück
 13:00 – 16:00 Uhr Offener Treff

MALTA – Münsters Arbeitslosentreff 

Achtermannstraße (bahnhofsnah)  

sucht Unterstützer*innen, die Erwerbs-

losen und Geflüchteten beim Ausfüllen 

amtlicher Formulare, der Stellensuche 

u.a. hilfreich zur Seite stehen möchten.

Außerdem bieten wir ein anerkanntes 

Praktikum für Schüler*innen und 

Studierende der Sozialen Arbeit. 

Mail: malta@maltanetz.de /  

Tel. MS‑4140553  

oder einfach mal vorbeischauen:  

Achtermannstr. 10-12, im Hof des cuba.  

Wir freuen uns auf euch!

 

Münsters Arbeits�osen�reff Achtermannstraße

Achtermannstr. 10‑12 (Hof vom Cuba)  :  48143 Münster  :  Tel. 0251 4140553

malta@maltanetz  :  www.maltanetz

In eigener Sache...

Der Verein  A.b.M.  e.V. gibt neben der „SPERRE“ 
auch verschiedene Ratgeber-Broschüren heraus,  

z.B. den „Münster-Kompass für Zugewanderte“ und  
„fast umsonst – MS-Ratgeber für ein preiswertes Le-

ben“. Sie liegen zur unentgeltlichen Mitnahme zu den 
Öffnungszeiten im MALTA, Achtermannstraße 10-12  
(Hof vom Cuba) aus.

Dieses Jahr wurde die „SPERRE“ 40 Jahre alt. 
Zum Jubiläum gab es eine Radiosendung (Bürgerfunk 

Tonstudio, Produzent 
und Moderation:  
Hans Römer Santaella). 
Hier der link zum  

Nachhören:  

https://www.nrwision.
de/mediathek/ 

sondersendung-zum- 
40jaehrigen-bestehen-
der-sperre-in- 
muenster-260323/




